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tung der Landeshauptstadt, herzlich ein: Machen Sie mit! Nutzen Sie diese 
Form des Dialogs zwischen der Bürgerschaft und der kommunalen Politik. 
Bringen Sie sich und Ihre Ideen ein.
Damit Sie auf der Basis von konkreten Zahlen diskutieren können, wird 
Ihnen diese Broschüre die wichtigsten Punkte zur Finanzlage der Landes-
hauptstadt Potsdam erläutern. 
Noch bis zum 29. Mai 2011 können Sie eigene Ideen und Vorschläge ein-
bringen. Das Verfahren bietet dazu verschiedene Möglichkeiten: So können 
Sie im Internet unter www.potsdam.de/buergerhaushalt oder mit dem Be-
teiligungsbogen am Ende dieser Broschüre teilnehmen und uns auf diesem 
Weg Ihre Hinweise zusenden. Oder Sie besuchen in der Zeit vom 11. April 
bis 4. Juni 2011 das „Büro Bürgerhaushalt“ in den Potsdamer Bahnhofs-
passagen. Dort bieten wir Ihnen im Rahmen von sechs Bürgerversammlun-
gen auch die Möglichkeit, persönlich ins Gespräch zu kommen und über 
konkrete Planungen, allgemeine Anregungen oder erste Ideen zu diskutie-
ren. Wir rechnen mit Ihnen!

				    Peter Schüler
Jann Jakobs	 	 	 Vorsitzender der Stadtver-
Oberbürgermeister	 	 	 ordnetenversammlung
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Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger,

Potsdam ist eine der wenigen deutschen Großstädte, die ein Beteiligungs-
instrument wie den Bürgerhaushalt bereits seit mehr als fünf Jahren in Fol-
ge anwendet. Von Jahr zu Jahr wächst dabei die Zahl der Teilnehmenden 
kontinuierlich. Mehr und mehr Potsdamerinnen und Potsdamer nutzen die-
se Form der Mitsprache und engagieren sich aktiv. 
Mit dem Bürgerhaushalt 2012 wollen wir die vorhandene Tradition weiter-
führen und diese Beteiligungsform zu einem festen Bestandteil der Haus-
haltsplanung machen. Gerade darauf wird es bei den Entscheidungen der 
kommenden Jahre ankommen, denn jede Form von Mitsprache schafft 
nachhaltige Legitimation. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf die kritische 
Entwicklung der städtischen Finanzen. Betrachtet man die kommunalen 
Haushaltszahlen, wird deutlich, dass eine ausreichende Finanzausstattung 
der Stadt nicht dauerhaft gewährleistet ist. So wird bis zum Jahr 2014 mit 
weiteren Fehlbeträgen, also zusätzlichen Schulden, in Höhe von ca. 50 Mio. 
Euro gerechnet. Um diesem bedrohlichen Anstieg entgegen zu wirken oder 
gar zu stoppen, müssen wir unseren offenen Dialog fortsetzen und gemein-
sam Möglichkeiten der zukünftigen Aufgaben abwägen. 
So gilt auch in Zeiten knapper Kassen: Die städtischen Finanzen gehen alle 
an. Aus diesem Grund sollen auch alle mitreden können, wie städtisches 
Geld langfristig eingesetzt wird. Dabei dient der Haushaltsplan als Gerüst 
und Leitlinie der Diskussion. In welchen Bereichen müssen Schwerpunkte 
gesetzt, welche Vorhaben können verwirklicht, wo soll gespart werden? Wir 
laden Sie, im Namen der Stadtverordnetenversammlung und der Verwal-

Büro Bürgerhaushalt
vom 11. April bis 4. Juni 2011 
Bahnhofspassagen Potsdam

Im „Büro Bürgerhaushalt“ stehen Informationen rund um den Bürger-
haushalt zur Verfügung. Außerdem können dort Anregungen persön-
lich eingereicht werden. Daneben finden hier die thematischen Bür- 
gerversammlungen statt: Beginn ist jeweils 18 Uhr.

> Dienstag, 10. Mai 2011 - mit Elona Müller-Preinesberger
    Beigeordnete für Soziales, Jugend, Gesundheit, Ordnung u. Umweltschutz

> Mittwoch, 11. Mai 2011 - mit Peter Schüler 
    Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 

> Donnerstag, 12. Mai 2011 - mit Dr. Iris Jana Magdowski
    Beigeordnete für Bildung, Kultur und Sport

> Montag, 16. Mai 2011 - mit Andreas Goetzmann
    Fachbereichsleiter Stadtplanung und Bauordnung

> Dienstag, 17. Mai 2011 - mit Burkhard Exner
    Bürgermeister und Beigeordneter für Zentrale Steuerung und Service 

> Mittwoch, 18. Mai 2011 - mit Jann Jakobs 
    Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam
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Warum braucht Potsdam einen Bürgerhaushalt?

Der Bürgerhaushalt stellt eine indirekte Form der Beteiligung dar. Er ist lang-
fristig angelegt und verfolgt drei zentrale Ziele. Erstens sollen die städtischen 
Finanzen für die Bürgerschaft verständlich, nachvollziehbar und transparent 
dargestellt werden. Zweitens kann somit öffentlich über Bedarfe, Ressour-
cen und zukünftige Entwicklungen diskutiert werden. Dabei soll eine weit-
reichende Beteiligung der Einwohnerschaft ermöglicht und ein dauerhafter 
Dialog zwischen Bürgern, Politik sowie Verwaltung gefördert werden. Drit-

tens erhalten die Stadtverordnetenversammlung 
und Verwaltung der Landeshauptstadt Potsdam 
eine deutliche Unterstützung bei der Aufstellung 
des gesamten Etats und eine wichtige Legitimati-
on für die Verteilung von öffentlichen Geldern. 
Eine häufig gestellte Frage lautet, was praktisch 
vom Projekt Bürgerhaushalt zu erwarten ist. Eins 
zeigt die Erfahrung aus den Vorjahren: Was der 
Bürgerhaushalt vorerst nicht kann, ist eine kurz-
fristige Umsetzung von allen Anregungen. Das 
Projekt bietet vielmehr einen Einstieg in eine ge-
meinsame Gestaltung der Stadt. Dass der Bür-
gerhaushalt nun bereits zum fünften Mal in Folge 
durchgeführt wird, sollte dabei als wichtiger Erfolg 
gewertet werden. 

2. Bürgerhaushalt in Potsdam 

Was geht mich der Haushalt an?

Wie wirkt sich der städtische Haushalt auf Sie ganz persönlich aus? Auf 
Ihre Kinder? Auf Ihre Nachbarn, Ihr soziales Umfeld, Ihr kulturelles Leben, 
Ihre Einkäufe, die Art und Weise, wie Sie wohnen, sich bewegen? Kurzum 
darauf, wie Sie leben?
Sie meinen kaum? Das ist ein Trugschluss. Gehen Sie einfach mal vor Ihre  
Tür: Hat die Straßenbahnhaltestelle in Ihrer Nähe ein Wartehäus-
chen gegen den kalten Wind? Gehen Sie ungern zu Fuß, weil Sie 
fürchten, beim Überqueren der Straße zu stürzen? Treiben Sie 
Sport, vielleicht Hallensport im Verein? Wollen Sie am liebsten 
um die Ecke in den Park gehen – und gibt es diese Möglichkeit?  
Fahren Sie gern Fahrrad, und fühlen Sie sich dabei sicher? Belegen 
Sie Kurse bei der Volkshochschule oder gehen Sie ins Theater? 
Nutzen Ihre Kinder die Computer in der Bibliothek? Suchen Sie für 
Ihr Kind einen Ganztagsplatz in einer Kita und bekommen keinen?
Jede dieser Fragen berührt die städtischen Finanzen. Diese Gelder 
schaffen die Voraussetzung dafür, wie sich das Umfeld von Men-
schen entwickelt. >> Welche Stadt soll Potsdam sein? Diese 
Frage stellt der Bürgerhaushalt an Sie, an die Menschen, die 
in dieser Stadt leben. Machen Sie mit! Bringen Sie sich und 
Ihre Ideen ein. 
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1. Bürgerbeteiligung in Potsdam

Bürgerkommune „Demokratie vor der Haustür”

Unterschiedlichste Diskussionen in der Gesellschaft und das zunehmende 
bürgerschaftliche Engagement sind Ausdruck einer weitreichenden gesell-
schaftlichen Veränderung. Immer mehr Menschen entwickeln angesichts 
der wachsenden Komplexität und Anonymität moderner Gesellschaften 
den Wunsch nach persönlicher Mitwirkung und aktiver Gestaltung ihrer 
Lebensverhältnisse. Gerade die kommunale „Demokratie vor der Haustür” 
lebt vom freiwilligen Engagement der Einwohnerschaft. So wandelt sich 
auch Potsdam zusehends. Die Vielfalt an bestehenden Initiativgruppen und 
Vereinen beschreibt dabei das vorhandene Interesse nach einer gemein-
samen Gestaltung und ist somit ein positiver Ausdruck für die Identifikation 
der Potsdamerinnen und Potsdamer mit ihrer Stadt. 
Der Weg zur „Bürgerkommune Potsdam“ stellt sich als langfristiger Lern- 
prozess für Bürgerschaft, Politik und Verwaltung dar. Einerseits sollen 
die Rahmenbedingungen für alle Engagierten optimiert und die Kommu-
nikation der Bürgerinnen und Bürger untereinander sowie mit der Stadt-
verwaltung intensiviert werden. Dabei geht es darum, das gegenseitige 
Verständnis zu vertiefen und politische Entscheidungen transparent dar-
zustellen. Um dies zu erreichen, werden umfassende Informationen bereit- 
gestellt und zusätzliche Beteiligungsmöglichkeiten eröffnet. Somit kann eine 
gemeinsame Kultur des Ehrenamts entwickelt und aktiv erlebt werden.

Als Bestandteil ihres Leitbildes führt die Landeshauptstadt Potsdam den 
Titel „Bürgerkommune“ und fasst damit bestehende Partizipationsmöglich-
keiten und Einzelprojekte zu einem Gesamtkonzept zusammen. An dieser 
Stelle ein Überblick bereits bestehender Beteiligungsmöglichkeiten, u.a.:

„BÜRGERHAUSHALT POTSDAM“ (www.potsdam.de/buergerhaushalt)
„MAERKER POTSDAM“ Das Online-Dienstleistungssystem zur Mitteilung
	        von Infrastrukturproblemen (www.maerker.brandenburg.de)
„SVV Online“, Online-Informationssystem und Einwohnerfragestunde der 
                      Stadtverordnetenversammlung (http://egov.potsdam.de/bi/) 
„Planung und Bauen“ Öffentliche Beteiligung im Rahmen der Auslegung     
                         und Diskussion von Bebauungsplänen (www.potsdam.de)
Unterstützung von Ehrenamtlern, Bürgerhäusern und Stadtteilarbeit
Freiwilligenagentur „SEKIZ e.V.“		            (www.sekiz.de)
Kinder- und Jugendbüro Potsdam              (www.kijubuero-potsdam.de)

>> Die richtungsweisenden Fragen zur zukünftigen Entwicklung 
der Bürgerkommune Potsdam, möchten wir im Rahmen des Bür-
gerhaushalts 2012 auch an Sie richten: Wie möchten Sie sich neben 
den bereits vorhandenen Projekten einbringen? Welche Beteili-
gungsmöglichkeiten fehlen Ihnen? Was sollte die Landeshauptstadt 
Potsdam zukünftig anbieten? 

Lassen Sie uns den Weg gemeinsam gehen und damit den „Trialog“ 
zwischen Bürgerschaft, Politik und Verwaltung langfristig stärken.



Was geschah bisher?

Im fünften Jahr des Bürgerhaushalts der Landeshauptstadt Potsdam kann 
bereits auf erfolgreiche Ergebnisse der Vorjahre verwiesen werden. So 
wurden seit dem Start des ersten Bürgerhaushalts in der Summe über 
1500 Bürgervorschläge eingereicht, diskutiert und bewertet. Insgesamt 
beteiligten sich bei Stadtteilveranstaltungen, schriftlich sowie im Internet 
fast 15.000 Einwohnerinnen und Einwohner.
Aus den Bürgerhaushalten von 2008 bis 2010 wurden der Stadtverord-
netenversammlung dabei 91 Vorschläge zur Beratung übergeben. Für 40 
von ihnen wurde daraufhin ein Umsetzungsauftrag erteilt. Weitere 34 Ideen 
sollten weiterführend geprüft werden. Ein Großteil der Vorschläge ist bereits 
realisiert, befindet sich in der Umsetzung oder in Planung. Im Folgenden 
erhalten Sie einen Auszug einiger Umsetzungsbeispiele der bisher favori-
sierten Bürgervorschläge.

Bürgervorschlag: „Zielgerichteter Ausbau Haupt-Fahrradrouten“
Die Realisierung des Vorschlags erfolgt im Rahmen der Abarbeitung des 
Radverkehrskonzepts gemäß eines Beschlusses der Stadtverordneten-
versammlung aus 2008 (DS 08/SVV/0455). Als vordringlich gelten dabei 
die prioritären Routen des Maßnahmenplanes zur Vervollständigung des 
Radwegenetzes. Dies betraf bisher unter anderem folgende von der Bür-
gerschaft gewünschten Verkehrsflächen: Radfahrschutzstreifen von der 
Gotischen Bibliothek bis zum Dorint-Hotel, Fahrbahnmarkierungen in der 
Forststraße oder die Erneuerung des Mittelstreifens in der Hegelallee.	              

Kosten: jährlich ca. 800.000 Euro

Bürgervorschlag: „Keine Steuererhöhungen“
Es wurden in den Jahren von 2008 bis 2010 keine Steuererhöhungen 
vorgenommen. 

Bürgervorschlag: „Einrichtung einer Haltestelle, Hegelallee 24“
Aus Sicht des Öffentlichen Nahverkehrs wurde die Einrichtung der gewün-
schten Haltestelle unterstützt, zumal in der Gegenrichtung die Haltestelle 
„Mauerstraße“ bereits vorhanden war. Die Planung der erforderlichen bau- 
lichen Veränderungen im Straßen- und Randbereich wurden näher analy-
siert und in das behindertengerechte Haltestellenausbauprogramm über-
nommen. Der Bau der Haltestelle wurde im 1. Halbjahr 2009 abgeschlos-
sen.                              

Kosten: 48.741 Euro

Bürgervorschlag: „Sanierung Kulturhaus Babelsberg“
Der Vorschlag wurde zunächst als Prüfauftrag formuliert. Im Rahmen des 
Konjunkturpakets II konnte die Maßnahme in 2010 dann umgesetzt wer-
den. Dabei fand eine Brandschutzertüchtigung, der Anbau eines Fahrstuhls 
sowie die Erneuerung des Hofes / Parkplatzes und der technischen An-
lagen statt. Auch konnten denkmalschutzorientierte Restaurierungen der 
Treppenhäuser, Flure, Fenster, Türen und Fußböden sowie eine Sanierung 
barrierefreier Sanitäranlagen vorgenommen werden. Die Sanierung wurde 
im Januar 2011 beendet.         

Kosten: 1,2 Mio Euro (überwiegend Mittel des Konjunkturpakets II)

Die Realisierung vieler Vorschläge, die im Rahmen des Potsdamer Bürgerhaushalts thematisiert wurden, ist insbesondere auf das große ehrenamtliche 
Engagement interessierter Potsdamerinnen und Potsdamer zurückzuführen. Für dieses Interesse und die dauerhafte Bereitschaft, Potsdam gemeinsam zu 
gestalten, möchte sich die Projektleitung des Bürgerhaushalts bei allen Beteiligten recht herzlich bedanken! 

Bürgervorschlag: „Finanzielle Unterstützung Jugendkulturarbeit“
Vakant war ein angemessener Ersatzstandort für den Jugendklub „S 13“ 
und  den „Spartacus“. Hier konnte auf der Grundlage des Beschlusses der  
Stadtverordnetenversammlung zur „Umsetzung des 10plus-Punkte Planes 
Jugendsoziokultur“ (DS 10/SVV/0109) ein neuer Standort zur Realisierung 
des Projekts „freiLAND“ geschaffen werden.  	

Investitionskosten in 2010: 300.000 Euro
jährlicher Zuschuss für den laufenden Betrieb bis 2013: 125.000 Euro

Bürgervorschlag: „Kostenloser Nahverkehr für Schüler“
Dieser Vorschlag wurde von der Stadtverordnetenversammlung als Prü-
fauftrag an die Verwaltung gerichtet. Hierbei sollten Möglichkeiten der 
schrittweisen Einführung eines günstigeren Nahverkehrs für Potsdamer 
Schülerinnen und Schüler untersucht werden.
Der Vorschlag wurde im 1. Halbjahr 2009 im Rahmen zweier Workshops 
ausführlich behandelt. Daran nahmen Vertreter aus Politik, Verwaltung, 
Verkehrsverbund und des Verkehrsbetriebs in Potsdam GmbH (ViP) teil. 
Im Anschluss befassten sich die Stadtverordneten mit dem Ergebnis 
und beauftragten daraufhin die Verwaltung mit der Einführung eines ko-
stengünstigeren Schülertickets. Im Rahmen der Haushaltsdebatte wur- 
de hierzu ein schrittweiser Stufenplan diskutiert. Als erstes Ziel wurde 
eine spürbare Kostenerstattung für Jahrestickets gefordert. Mit der Haus- 
haltssatzung 2010 wurde ein mehr als 10%iger Kostenerlass für Jahres- 
tickets beschlossen, vom Verkehrsverbund Berlin-Brandenburg (VBB) be-
willigt und zum 1.1.2011 eingeführt.          Kosten: jährlich ca. 45.000 Euro 

Weitere umgesetzte Beispiele: Förderung des Waschhauses // Roll-
sportfeld am Blauhaus // Brandschutzmaßnahmen im alternativen 
Kulturzentrum Archiv // Grundlagen umweltverträglicher Verkehr 
schaffen // Radwegeregelung unterhalb des Brauhausbergs

>> Alle Vorschläge der Bürgerhaushalte 2008 bis 2011, deren Verlauf 
sowie konkreten Stand der Umsetzung finden Sie im Online-Archiv unter 

www.potsdam.de/buergerhaushalt
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Wie kann ich mitmachen?

Der Bürgerhaushalt in Potsdam sieht verschiedene Formen der Beteiligung 
vor, um möglichst vielen Bürgerinnen und Bürgern der Landeshauptstadt 
Potsdam die Mitwirkung zu ermöglichen. 
Mittels der Bereitstellung von schriftlichen Informationen und Be-
teiligungsmaterialien können Vorschläge eingebracht, diskutiert und  
abgestimmt werden. Diese Informationen werden an zufällig aus dem 
Melderegister ausgewählte Potsdamerinnen und Potsdamer versendet 

und sind kostenlos im Rathaus erhältlich. Daneben werden auch unter 
www.potsdam.de/buergerhaushalt alle Informationen zur Verfügung 
gestellt. Es besteht dort die Möglichkeit, alle Vorschläge zu lesen und de-
ren Verlauf nachzuvollziehen. Daneben können interessierte Bürgerinnen 
und Bürger im Online-Archiv den aktuellen Stand der Umsetzung der Vor-
schläge nachvollziehen. Für diejenigen, die kein Internet besitzen oder den 
persönlichen Austausch mit anderen Interessierten und Verantwortlichen 
suchen, bieten mehrere Bürgerversammlungen im Mai 2011 eine gute 
Alternative.
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Ablauf des Potsdamer Bürgerhaushalts 2012

7.	April	2011

Auftaktveranstaltung
>	Stadthaus	Potsdam,	Plenarsaal

Start der Rechenschaft 
zum Bürgerhaushalt 2011
>	Vorstellung	der	Entscheidung	der			
			Stadtverordnetenversammlung	zu	den			
			Bürgervorschlägen

7.	April	bis	29.	Mai	2011

Vorschlagssammlung
>	Teilnahme	auf	dem	Postweg	und	im	Internet

>	Bürgerversammlungen:	10.,	11.,	12.,	16.,	17.,	18.	Mai	2011	ab	18	Uhr			
			im	„Büro	Bürgerhaushalt“	Bahnhofspassagen	Potsdam

30.	Mai	bis	5.	Juni	2011	

Priorisierung 
>	im	Internet	und	im	„Büro	Bürgerhaus-
			halt“	in	den	Bahnhofspassagen
		(30.5.-1.6.	/	3.-	4.6.	>	10	-	18	Uhr)

7.	Juni	bis	24.	Juli	2011

Redaktionelle Bearbeitung	
der	Vorschläge	und	Erarbeitung	von	
Einschätzungen	durch	die	Verwaltung

22.	August	bis	20.	Oktober	2011

Vorschlagsvotierung 
>	Teilnahme	auf	dem	Postweg	und	im	Internet

>	Abschlussveranstaltung:	Donnerstag,	20.	Oktober	2011,	18	Uhr
			im	Plenarsaal	des	Stadthauses	Potsdam,	Friedrich-Ebert-Str.	79-81

2.	November	2011

Übergabe der 
„TOP 20 Liste der Bürger/innen“ 
an	die	Stadtverordnetenversammlung

Beratung und 
Entscheidung der 
Politik 



3. Allgemeines zum städtischen Haushalt

Das bisschen Haushalt... oder was?

Der Haushaltsplan stellt die Grundlage für die Finanzplanung Potsdams 
dar. Er bezieht sich jeweils auf ein Kalenderjahr. Komplizierte Tabellen ge-
ben Auskunft: beispielsweise über die Ausgaben für das Personal oder 
Abschreibungen sowie über die Investitionen u.a. für Schulsanierungen. 
Auch die Einnahmen, wie Steuern und Gebühren werden verbucht. Jeder 
einzelne Euro muss im Haushalt vorkommen. Wenn etwas nicht im Haus-
haltsplan steht, ist dafür auch kein Geld da. 
Die Landeshauptstadt Potsdam erhält aus verschiedenen Quellen Geld. 
So z.B. von den Bürgerinnen und Bürgern, dem Land und vom Bund. Die 
Stadtverwaltung und die Stadtverordnetenversammlung verwalten das 
vorhandene Geld somit für die Allgemeinheit. 
Am einfachsten ist es zunächst, sich die Landeshauptstadt Potsdam als 
eine große Familie vorzustellen, die jedes Jahr genau aufschreibt, woher 
sie Geld bekommt und wofür sie es ausgeben muss und möchte. Ist zum 
Beispiel mehr Geld vorhanden, als ausgegeben wird, entsteht damit ein 
finanzieller Überschuss. Mit diesem kann gespart und so etwas wie ein 
Polster für schlechtere Zeiten erstellt werden. Umgekehrt ist es, wenn das 
Geld knapp ist. Dann gilt, wie bei den Finanzen in privaten Familien: Wer zu 
hohe laufende Kosten hat und „ins Minus“ gerät, muss bei den täglichen 
Ausgaben sparen, einen Kredit aufnehmen oder etwas aus seinem 
Vermögen verkaufen, um wieder an Geld zu kommen. 

4. Der Potsdamer Haushaltsplan 2011 im Überblick

Wie ist die Potsdamer Haushaltslage?

Eröffnungsbilanz: Die Landeshauptstadt Potsdam arbeitet seit 2007 
nach den Grundsätzen der „Doppik“ (der doppelten Buchführung). Die Stadt 
war daher gesetzlich verpflichtet, zum 1. Januar 2007 eine Eröffnungsbilanz 
aufzustellen. Erstmalig wurde damit das Vermögen der Stadt beziffert. Die 
Eröffnungsbilanz weist demnach eine Summe von 1.056,4 Mio. Euro aus.

2007 - 2008: Die Landeshauptstadt Potsdam hat an dem allgemeinen 
Hoch in 2007 und 2008 der Kommunen in Deutschland partizipiert. Für 
2007 konnte der erste doppische Jahresabschluss mit einem Überschuss 
von 4,2 Mio. Euro vorgelegt werden. Der Jahresabschluss 2008 wird der-
zeit aufgestellt. Der vorliegende ungeprüfte Entwurf schließt mit einem 
Überschuss von ca. 29,1 Mio. Euro ab. 

2009 - 2010: Für 2009 und 2010 ist es offenkundig, dass – u.a. aufgrund 
der positiven Entwicklung der Steuereinnahmen – die Fehlbeträge nicht 
in der geplanten Höhe ausfallen werden. Für 2009 wird mit einem ähnli-
chen Überschuss wie 2007 gerechnet. Die Prognose für 2010 geht von 
einer deutlichen Verminderung des geplanten Fehlbetrages aus. Beide 
Abschlüsse werden damit deutlich besser sein, als die jeweiligen Planun-
gen. Diese waren sowohl von Prognosen zu Auswirkungen der Finanz- und 
Wirtschaftkrise als auch von den Herausforderungen an eine wachsende 
Stadt geprägt. 
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2011 bis 2014: Die zu erwartenden Rechnungsergebnisse aus 2009 und 
2010 dürfen aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass im Rahmen der mit-
telfristigen Finanzplanung immer noch mit einem auflaufenden Fehlbetrag 
von rund 50 Mio. Euro bis 2014 gerechnet werden muss. Dieser begründet 
sich aus u.a. steigenden Ausgaben für Sozialaufwendungen (wie z.B. dem 
Wohngeld oder der Grundsicherung). 

Ausblick: Trotz der in 2007 und 2008 positiv abschließenden Haushalte 
und den damit gebildeten bzw. noch zu bildenden Rücklagen ist eine Dar-
stellung des Haushaltsausgleichs im Zeitraum von 2011 bis 2014 weiterhin 
nicht möglich. Aus diesem Grund muss Potsdam für 2012 zusätzlich zur 
Haushaltsplanung ein „Haushaltssicherungskonzept“ vorlegen. Darin soll 
beschrieben werden, wie die Stadt ihre Finanzsituation verbessert. 

Worauf muss geachtet werden?

Es gibt städtische Ausgaben, die müssen auf jeden Fall sein, egal ob die 
Verwaltung, die Stadtverordnetenversammlung oder die Bürgerschaft das 
will oder nicht. Zum Beispiel die Sozialhilfe: Die betroffenen Menschen haben 
einen gesetzlichen Anspruch darauf und können diesen notfalls vor Gericht 
einklagen. Solche Ausgaben nennt man „Pflichtaufgaben“, weil die 
Stadt sie leisten muss. Auch hier ist es wieder wie in einem Privathaushalt. 
Verträge sind einzuhalten: Miete, Steuern, Kreditraten und Versicherungen 
sind unbedingt zu bezahlen.
Doch nicht alle Ausgaben, die im Haushaltsplan stehen, müssen unbe-
dingt sein. Diese werden als „Freiwillige Aufgaben“ bezeichnet. So ist 
die Stadt nicht gezwungen, Verschönerungen an Plätzen vorzunehmen 
oder Zuschüsse an Vereine zu geben. Es gibt kein Gesetz, das so etwas 
vorschreibt.
Bei der Aufstellung des Haushalts lautet die Devise daher „Pflicht geht 
vor freiwillig“. Zuerst steht das Gerüst für die Pflichtaufgaben. Sie erge-
ben sich aus Gesetzen und anderen Vorschriften, aus Verträgen und Ver-
pflichtungen. Wenn also nach dem Zusammenrechnen des Pflichtteils noch 
Geld übrig ist, kann dieses für freiwillige Aufgaben verwendet werden. Die 
Stadt kann es aber auch sparen und anlegen. Oder sie kann damit ihre 
Schulden abbauen – genau wie Menschen in privaten Haushalten. Zuerst 
müssen sie ihre Miete, ihre Versicherungen, Energie und Steuern bezahlen. 
Dann können sie den Rest aufs Sparbuch legen oder eine schöne Veran-
staltung im Theater besuchen.
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Ran an die städtischen Finanzen!

Er ist rund 700 Seiten dick, drei Kilo schwer, hat ein Gesamtvolumen 
von rund 475 Millionen Euro, und am Ende müssen die Einnahmen 
und Ausgaben ausgeglichen sein. Sie wissen mittlerweile wovon die 
Rede ist. Es geht um den aktuellen Potsdamer Haushaltsplan. Um 
diesen zu verstehen, muss einiges beachtet werden. Ein Beispiel: Bei 
einem doppisch geführten Haushalt sind die „konsumtiven“ Ausgaben 
im Ergebnishaushalt und die „investiven“ Ausgaben im Finanzhaushalt 
dargestellt und dabei voneinander strikt getrennt. Die Diskussion zum 
Haushalt müsste somit doppelt, also auch auf zwei Ebenen, geführt 
werden. Das ist für viele, die einen Haushaltsplan das erste Mal in 
der Hand halten, verwirrend. Aus diesem Grund geht es in der Dis-
kussion zum Potsdamer Bürgerhaushalt hauptsächlich darum, welche 
einzelnen städtischen Leistungen den Bürgerinnen und Bürgern am 
wichtigsten sind und in welchen Bereichen etwas eingespart werden 
kann.  
Erstmals stellt die Landeshauptstadt Potsdam für das Haushaltsjahr 
2012 den Gesamthaushalt zur Diskussion. Da dieser aber ein gewich-
tiges und komplexes Werk ist, hat die Verwaltung den Haushaltsplan 
für jeden lesbarer gegliedert. Für den Bürgerhaushalt sind die Erträge 
und Aufwendungen daher nach zusammengefassten Themenfeldern 
geordnet. So werden die städt. Einnahmen und Ausgaben deutlich.

Die Potsdamer Haushaltswaage 2011
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Woher kommen die Gelder?

Wesentliche Ertragsquellen (Einnahmen) für die Landeshauptstadt Potsdam 
sind Gemeindesteuern und allgemeine Zuweisungen. In 2010 standen dem 
Land Brandenburg jedoch weniger Steuereinnahmen zur Verfügung, die auf 
die Kommunen verteilt werden konnten. Die Schlüsselzuweisungen senkten 
sich in 2010 damit erstmals deutlich ab. Ergänzend sind die Zuweisungen 
des Landes auch mittelfristig zu gering, um eine ausreichende Finanzausstat-
tung der Stadt zu gewährleisten. Das Gewerbesteueraufkommen Potsdams 
blieb erfreulicherweise in 2009 und 2010 konstant, liegt aber – mit ca. 47 Mio. 
Euro – immer noch deutlich unter den Ergebnissen von 2006/2007. 

Was macht die Stadt mit dem Geld?

Die Aufwandsseite (Ausgaben) Potsdams ist insbesondere geprägt durch 
stetig steigende soziale Hilfen sowie durch die Finanzierung von Kindertages-
stätten. So wird der kommunale Zuschuss bei den Sozialaufwendungen in den 
kommenden Jahren auf über 40 Mio. Euro ansteigen. Die im Jahr 2011 zusätz-
lich zur Verfügung zu stellenden 678 Kindertagesstättenplätze bedeuten – mit 
der Finanzierung der verbesserten Betreuungsquote – einen Mehraufwand von 
ca. 8 Mio. Euro gegenüber dem Vorjahr. Im Vergleich dazu sind Aufwendungen 
für freiwillige Leistungen grundsätzlich konstant geblieben und vereinzelt, wie 
z.B. beim Zuschuss für das Hans-Otto-Theater, erhöht worden.

Einwohner: 154.606 // Flächengröße des Stadtgebietes: 187,3 km²

Defizit (21.340.700Euro)

Aufwendungen (474.904.400 Euro)

Erträge (453.563.700 Euro)

Zuweisungen 
und Zuschüsse 

übrige Erträge

Kostener-
stattungen

37 %

5 %

Verwarnungs- u.
Bußgelder 1 %

Gebühren 
und Entgelte

Steuern

19 %

29 %
 7 %

Zentrale Finanz-
leistungen 4 %
Gesundheit 
und Sport  2 %

Schule und
Kultur 10 %

 39 %

Gestaltung 
der Umwelt

38 %

Soziales
und Jugend

Zentrale 
Verwaltung 7 %
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Konzessionsabgabe ...................................................... 5.899.000 Euro
Diese	Abgaben	stellen	Entgelte	dar,	die	Energieversorgungs-	und	Wasser-
versorgungsunternehmen	 an	 die	 Stadt	 zahlen	 müssen.	 Sie	 werden
für	 die	 Benutzung	 öffentlicher	 Verkehrswege,	 für	 die	 Verlegung	 und	 den	
Betrieb	von	Leitungen	für	Strom,	Gas	und	Wasser	fällig.	

Verwarnungs- und Bußgelder  ....................................... 4.828.500 Euro
Wer	eine	Ordnungswidrigkeit	begangen	hat,	kann	mit	Verwarnungs-	oder	
Bußgeld	belegt	werden.	Neben	Verstößen	gegen	straßenverkehrsrechtliche	
Vorschriften,	können	u.a.	baurechtliche	oder	den	Naturschutz	betreffende
Zuwiderhandlungen	geahndet	werden.	

Ersatz von Sozialleistungen 
in Einrichtungen ............................................................. 4.440.200 Euro
Sozialleistungen	sind	Dienst-,	Geld-	und	Sachleistungen,	die	zur	Sicherung	
oder	 Verwirklichung	 der	 Grundbedürfnisse	 der	 Bürgerinnen	 und	 Bürger	
aufgebracht	werden.	Diese	kommen	u.a.	aus	der	Rentenkasse.	

Mieten und Pachten ...................................................... 2.694.500 Euro

sonstige Erträge und Entgelte ...................................... 2.278.100 Euro
       
Zinserträge ..................................................................... 2.009.100 Euro
Gewinnanteile ...............................................................  1.200.000 Euro

       Summe aller Erträge 2011:                           453.563.700 Euro

Zusammensetzung der Erträge (Einnahmen)

Landeshauptstadt Potsdam, Haushaltsjahr 2011*
*Die	dargestellten	Zahlen	geben	den	Stand	des	Haushaltsentwurfs	2011	
wieder,	Stand	26.1.2011	(Einbringung	in	Stadtverordnetenversammlung).

Ertragsquelle 	                              Ertrag

Zuweisungen und Zuschüsse ................................... 169.011.900 Euro
Beispiele	für	solche	Zuweisungen	sind	u.a.	Schlüsselzuweisungen,	die	
Spielbankabgabe,	der	Schullastenausgleich	oder	Hauptstadtmittel.

Gemeindesteuern und Gemeindeanteile
an Bundessteuern ..................................................... 131.821.500 Euro
Unter	anderem	fl	ießen	folgende	Steuern	in	die	Kassen	der	Stadt:	
Grundsteuer	A	und	B,	Gewerbesteuer,	Hundesteuer,	Gemeinde-
anteil	an	der	Einkommen-	und	Umsatzsteuer.	

Benutzungs- u. Verwaltungsgebühren, Entgelte .....  87.959.300 Euro
Die	Landeshauptstadt	Potsdam	erhebt	u.a.	folgende	Gebühren	für	Straßen-
reinigung,	Abfallentsorgung,	Trinkwasser,	Abwasser	und	Friedhöfe.	

Kostenerstattungen von Land und Gemeinden ......... 33.647.600 Euro

Periodenfremde Erträge ................................................ 7.774.000 Euro
Diese	u.a.	Rückzahlungen	leisten	z.B.	Oberstufenzentren,	Wohnheime	oder	
Kitas.	Sie	sind	bezogen	auf	vorhergehende	Haushaltsjahre.	
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Räuml. Planungs- und Entwicklungsmaßnahmen ..... 22.373.200 Euro 

Verkehrsfl ächen ........................................................... 21.883.400 Euro

Abfallwirtschaft und Straßenreinigung ........................ 18.121.700 Euro

Zentrale Finanzleistungen, Grundvermögen .............. 17.797.500 Euro

Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) .................. 11.574.900 Euro

Öffentliches Grün ........................................................... 6.812.900 Euro

Sportförderung ............................................................... 6.839.400 Euro

Bauaufsicht, Denkmalschutz ........................................ 3.836.100 Euro

Gesundheitsdienste ....................................................... 3.322.700 Euro

Wirtschaftsförderung und Tourismus ...........................  3.201.700 Euro

Umwelt- und Naturschutz .............................................   2.259.000 Euro

Allgemeine Einrichtungen .............................................  2.365.000 Euro

Friedhofs- und Bestattungswesen ............................... 2.611.200 Euro 
      
Zinsaufwendungen                                     6.683.100 Euro

Summe aller Aufwendungen 2011:        474.904.400 Euro

Zusammensetzung der Aufwendungen (Ausgaben)

Landeshauptstadt Potsdam, Haushaltsjahr 2011*

Aufgabenbereich / Produktbereiche                        Aufwendung 

Kinder-, Jugend- und Familienhilfe ............................ 95.952.400 Euro
(u.a.	Tageseinrichtungen	für	Kinder,	Einrichtungen	der	Jugendarbeit,	
Kinder-,	Jugend-	und	Familienhilfe,	Wohnheime)	

Soziale Sicherung ........................................................ 88.607.700 Euro
(SGB	II,	SGB	XII,	Asylbewerber,	Wohnen,	Stiftung	Altenhilfe)

Wasserversorgung, Abwasserbeseitigung ................. 52.049.700 Euro

Organisation und Verwaltung ..................................... 35.424.200 Euro
(u.a.	Verwaltungsführung,	Verwaltungsmanagement,	
Stadtverordnetenversammlung)

Ordnung und Sicherheit ..............................................  25.060.200 Euro
(u.a.	Ordnungsamt,	Feuerwehr	und	Rettungsdienst)

Schulen (ohne	Wohnheine)	........................................... 24.123.900 Euro

Kultur und Wissenschaft ............................................. 24.004.500 Euro
(u.a.	Museen,	Theater,	Nikolaisaal	und	Musikfestspiele,	Kammerakademie,	
Musikschule,	Stadt-	und	Landesbibliothek,	Volkshochschule)

>>	Sie	sind	neugierig	geworden	und	möchten	wissen,	was	sich	hinter	den	zugesammengefassten	Zahlen	verbirgt?	
Informieren	Sie	sich	im	Internet: www.potsdam.de/buergerhaushalt unter „Der Potsdamer Haushalt“unter „Der Potsdamer Haushalt“unter
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Aufgabenfelder der Landeshauptstadt Potsdam

Gemeindesteuern

Für die Wahrnehmung kommunaler Auf-
gaben benötigt die Landeshauptstadt fi- 
nanzielle Mittel. Mit der Erhebung von 
Steuern wird ein bedeutsamer Teil der not- 
wendigen Finanzmittel bereitgestellt. So 
ergeben sich etwa ein Drittel der kommu-
nalen Erträge aus Steuern.
Ordnungspolitische Ziele bestimmter Steuerarten sind beispielsweise die 
Einschränkung der Anzahl von Spielautomaten (Vergnügungssteuer) und 
die Steuerung der Anzahl gehaltener Hunde (Hundesteuer). 
Steuern sind generell nicht zweckgebunden, sie dienen als allgemeine Fi-
nanzierungsmittel zur Deckung des Haushalts. So kann bspw. die Hunde-
steuer nicht explizit für die Hundekotbeseitigung verwendet werden.

Aufwand:            	 	 	 	          5.310.000 Euro
Erträge / Geplante Gemeindesteuereinnahmen 2011:      70.469.500 Euro           

Potentiale der Haushaltssicherung: Einflussmöglichkeiten werden in der
Erhöhung der Steuersätze, wie z.B. der möglichen Erhöhung des Hebe-	
satzes für die Grundsteuer oder auch in der Erhöhung der Steuersätze für 
u.a. die Vergnügungs- oder Zweitwohnungssteuer gesehen.
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Kommunaler Immobilien Service (KIS)

Der Kommunale Immobilien Service (KIS) ist ein Eigenbetrieb der Landes-
hauptstadt Potsdam und verantwortlich für die bedarfsgerechte Versor-
gung aller Organisationseinheiten der Verwaltung mit Grundstücken und 
Gebäuden. Dazu gehören unter anderem Verwaltungsgebäude wie das 
Stadthaus, 43 Schulen und 38 Schulturnhallen, 41 Potsdamer Kinderta-
gesstätten sowie die Mehrzahl der Potsdamer Kultureinrichtungen, wie das 
neue Hans-Otto-Theater, der Nikolaisaal, das Naturkundemuseum, das Alte 
Rathaus und die Stadt- und Landesbibliothek. Auch gehören die Betreu-
ung und Wartung von Feuerwachen, Bürgerhäusern sowie von Denkmalen 
im öffentlichen Raum zum Aufgabengebiet. Der Eigenbetrieb zeichnet sich 
sowohl für die Errichtung, Erweiterung bzw. Sanierung dieser Gebäude als 
auch für den Unterhalt und zum Teil für die Bewirtschaftung sowie Vermie-
tung der Gebäude verantwortlich. Daneben bewirtschaftet der Kommunale 
Immobilien Service als Dienstleister im Auftrag der Landeshauptstadt die 
sich im städtischen Eigentum befindlichen Garagen, Klein- sowie Erho-
lungsgärten und verwaltet Grundstücke in gesetzlicher Vertretung. 
Mit Gründung des KIS zu Beginn des Jahres 2005 wurden die zuvor in de-
zentraler Verantwortung liegenden Immobilienaufgaben in einer neuen zen-
tralen Organisationsstruktur zusammengefasst. Im Wesentlichen erfolgte 
mit Gründung des Eigenbetriebes ein Zusammenschluss des ehemaligen 
Hochbauamtes, des Liegenschaftsamtes, Teilen des Hauptamtes und ein-
zelner Mitarbeiter diverser Bereiche, die zuvor Einzelaufgaben bei der Be-
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Öffentlicher Personennahverkehr

Schwerpunkt des Produkts ist die Steuerung verkehrspolitischer Fra-
gen. Grundlage ist dabei der Verkehrsentwicklungsplan, der Ziele für 
die nächsten Jahre fixiert und Entwicklungsmaßnahmen benennt. Die 
Umsetzung von Maßnahmen der Nahverkehrsplanung, zu denen bspw. 
die detaillierte Fahrplangestaltung gehört, erfolgt jedoch unter anderem in 
Hoheit und Verantwortung des ViP Verkehrsbetrieb in Potsdam GmbH. Die 
Landeshauptstadt Potsdam gilt dabei als „Aufgabenträger“ und übernimmt 
unter anderem die Bestellung und das Controlling der zu erbringenden Ver-
kehrsleistungen. Wichtige Ziele sind: 
a) hohe Mobilität für Bewohner/innen sowie Besucher/innen
b) Gewährleistung hoher Sicherheit und Gesundheit durch geringe Unfall-
    gefährdung sowie verträgliche Lärm-, Feinstaub- und Abgasbelastung
c) Fortführung der barrierefreien Gestaltung der Verkehrsmittel und 
    Haltestellen innerhalb der Landeshauptstadt Potsdam
d) Sicherstellung der allgemein zugänglichen Beförderung von Personen 
    im Linienverkehr insbesondere des Schüler- und Behindertenverkehrs

Aufwand: 11.574.900 Euro                                     Ertrag: 7.277.900 Euro 

Potentiale der Haushaltssicherung: Senkung bzw. Stabilisierung des Zu-
schusses in Verbindung mit Struktur- und Wirtschaftlichkeitsanalysen des 
Verkehrsunternehmens. Auch könnten steuerliche Optimierungen und Ge-
winnausschüttungen unter dem Dach der Stadwerke Potsdam beitragen.

wirtschaftung der kommunalen Immobilien 
inne hatten.

Grundlage für die Arbeit des Kommu-
nalen Immobilien Service sind jährlich 
aufgestellte Wirtschaftspläne, die Eigen-
betriebsverordnung des Landes und die 
Brandenburgische Kommunalverfassung. 
Die Finanzierung der Investitionen erfolgt 
aus Zuschüssen der Landeshauptstadt Potsdam und aus Fördermitteln. 
Darüber hinaus setzt der Kommunale Immobilien Service Eigenmittel und 
Kreditmittel ein. Für das Jahr 2011 sind Kredite in Höhe von über 16 Mio. 
Euro vorgesehen. Die Refinanzierung erfolgt über Mieteinnahmen, die im 
Wirtschaftsplan des KIS und in der Haushaltssatzung der Landeshaupt-
stadt berücksichtigt sind. 

Investitionszuschüsse der Landeshauptstadt für 2011: 24,9 Mio. Euro
Mieten- und Betriebskostenzahlungen der Stadt für 2011:  27,3 Mio. Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Zum Zeitpunkt seiner Gründung be-
schäftigte der KIS ca. 200 Mitarbeiter/innen. Durch Optimierung, vor allem 
im Bereich der Hausmeisterdienstleistungen, sank die Zahl der Mitarbeiter/
innen zum Jahr 2010 auf ca. 160, ohne dass es zu einer Einschränkung im 
Leistungsspektrum gekommen ist. Seit seiner Gründung verfolgt der KIS 
das Ziel, die Bereitstellung und den Betrieb der kommunalen Immobilien 
möglichst wirtschaftlich und effizient zu organisieren.



tung des aktiven Freizeit- und Breitensports 
soll auch zukünftig im gesellschaftlichen Le-
ben fest verankert und nach Möglichkeit ge-
steigert werden. Dazu wird die Vereins- und 
Verbandsarbeit unterstützt und das ehren-
amtliche Engagement im Sport gestärkt.
Die finanzielle Sportförderung soll die ge-
meinnützigen Potsdamer Sportvereine mit  
ihren Sportlerinnen und Sportlern unter- 
stützen. Dabei wird insbesondere Kinder- 
und Jugendarbeit berücksichtigt. Es werden 
u.a. Sportveranstaltungen, Trainingslager bzw. Ferienmaßnahmen, die Ver-
eins- und Verbandsarbeit sowie die Arbeit der ehrenamtlichen Übungsleiter 
gefördert. Weitere zielgruppenorientierte Förderung erfolgt bei Projekten  
für Frauen bzw. Mädchen, Senioren und behinderte Sportler. Es können 
unter anderem auch kostenintensive Instandhaltungsmaßnahmen, An-
schaffung von Sportgeräten und Betriebskosten gefördert werden. 

Aufwand: 6.839.400 Euro	 	               Ertrag: 1.323.400 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Seit dem Jahr 2002 hat der Bereich 
Sport diverse Potentiale erschlossen und genutzt. Weitere Einsparungen 
wären ggf. mit Einschränkungen der zu erbringenden Leistungen verbun-
den. Zukünftig sollten für die kommunalen Sportanlagen von Land, Bund, 
EU initiierte Sportförderprogramme genutzt werden, welche derzeitig leider 
noch nicht zur Verfügung stehen.

Schule und Sport

SCHULE: Die Landeshauptstadt Potsdam ist Träger von 40 Schulen und
3 Wohnheimen. Der Fachbereich Schule und Sport ist dabei für alle schul-
organisatorischen Aufgaben des Schulträgers der Landeshauptstadt ver- 
antwortlich. Dazu gehören unter anderem die Aufstellung des Schulent-
wicklungsplans und die Umsetzung der daraus resultierenden Einzelmaß-
nahmen, wie z.B. die Bereitstellung von Schulanlagen und Wohnheimen, 
des sonstigen Personals, die Ausstattung mit Mobiliar sowie mit Lehr- und 
Unterrichtsmitteln. Der Fachbereich ist außerdem zuständig für Fragen rund 
um die allgemeinen Schülerangelegenheiten, wie Schulspeisung, Schüler-
beförderung, Schulanmeldungen und Schulsozialfonds.

Aufwand: 27.529.600 Euro	 	             Ertrag: 11.278.900 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Bei der Erfüllung der Schulträgerauf-
gaben gemäß §§ 99 bis 116 des Brandenburgischen Schulgesetzes han-
delt es sich um pflichtige Aufgaben, die vom Land auf die Stadt übertragen 
werden, um das Recht auf Bildung zu gewährleisten. 

SPORT: Die Sportförderung soll allen Potsdamerinnen und Potsdamern 
ermöglichen, sich als Vereinsmitglied oder ohne organisatorische Bindung 
sportlich zu betätigen. Der Sport ist dabei – vom Freizeitsport bis hin zum 
Leistungssport – Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens. Um dies zu 
gewährleisten werden die Sportanlagen zur Verfügung gestellt. Die Bedeu-

Stadtbibliothek  „Wissenspeicher Potsdam“

Die Hauptaufgaben der Stadtbibliothek umfassen neben der 
Bereitstellung eines aktuellen, bedarfsgerechten Medienbe-
stands (Bücher, Zeitschriften, CD, DVD, Datenbanken) auch 
die professionelle Informationsvermittlung. Dabei werden in 
Kooperation mit Schulen und Kitas Angebote geleistet, die 
zur Leseförderung und Vermittlung von Medienkompetenz 
beitragen. 
Ziel ist es, den Zugang zu Bildung und Informationen für alle 
Bürgerinnen und Bürger zu ermöglichen. Dazu gehören die begleitende 
Unterstützung aller Phasen des lebenslangen Lernens, die Förderung des 
Lesens als elementare Kulturtechnik sowie Kompetenzvermittlung im Um-
gang mit elektronischen Medien und dem Internet.
Durch die räumliche Zusammenführung von Volkshochschule und Biblio-
thek zum „Wissensspeicher Potsdam“ im sanierten Bibliotheksgebäude ab 
2013 profiliert sich das neue Haus künftig noch stärker als Lernzentrum in 
Potsdams Mitte. Daneben bereichern drei Zweigbibliotheken die Stadtteile 
Waldstadt, Am Stern und Babelsberg. 

Aufwand: 2.499.700 Euro	 	                  Ertrag: 236.000 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Die Bibliothek hat bereits seit 2005 
diverse Einsparpotenziale umgesetzt (z.B. Optimierung von Geschäftspro-
zessen und Personalabbau um 25%). 
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Volkshochschule „Albert Einstein“

Die Volkshochschule bietet Kurse und Veranstaltungen 
zur Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten in den 
Bereichen:
- Elementar- und Allgemeinbildung
- Kunst- und Kulturgeschichte
- Gesundheitsprävention
- berufliche Fort- und Weiterbildung
- Fremdsprachen inklusive Deutsch als Fremdsprache

Die Volkshochschule vermittelt Basiswissen als Grundlage des lebens- 
langen Lernens. Weitere Ziele sind die Erweiterung der Allgemeinbildung, 
die Stärkung sozialer und kommunikativer Kompetenzen sowie die Integra-
tion ausländischer Mitbürgerinnen und Mitbürger.
Das Team der Volkshochschule besteht aus fünf Programmbereichslei-
tenden, die für die Planung des Kursprogramms verantwortlich sind und 
drei Mitarbeiterinnen im Service der Volkshochschule. Der Unterricht selbst 
wird vorwiegend von neben- oder freiberuflichen Kursleitenden (ca. 230) 
durchgeführt.

Aufwand: 1.051.100 Euro	 	                  Ertrag: 645.600 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Denkbar wären hier die Erhöhung 
der Einnahmen (bspw. aus Teilnehmerentgelten, Prüfungen (z. B. Sprach-
prüfungen und Einbürgerungstests) oder aus Werbung im Programmheft)
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Kulturförderung und -pflege

Die Landeshauptstadt Potsdam vergibt finanzielle Mittel zur ganzjährigen 
Förderung des Spielbetriebes von Kultureinrichtungen freier Träger sowie 
Fördermittel zur Durchführung kultureller Projekte im Bereich Jugendkultur 
und Festivals. Außerdem werden Mittel aus dem Hauptstadtvertrag für Kul-
turangebote von landesweiter Bedeutung an Kulturträger weitergeleitet. 
Dem Fachbereich Kultur und Museum obliegt die fachliche Betreuung und 
Begleitung kultureller Träger und Institutionen, einschließlich der Vorberei-
tung der Förderentscheidungen und der Durchführung des Zuwendungs-
verfahrens. Die Vergabe der Fördermittel für die Projektförderung erfolgt 
unter Einbeziehung des Projektrates und des Jugendprojektrates. 
Die kulturellen Angebote richten sich an kulturinteressierte Potsdamer Ein-
wohner, Gäste und Touristen aller Alters- und sozialen Gruppen. 
Ziel der Kulturförderung ist die Bereicherung des kulturellen Lebens der 
Landeshauptstadt durch vielfältige Projekte und Veranstaltungsangebote in 
allen Genres. Mit der Zurverfügungstellung von Mitteln zur Kulturförderung 
leistet die Landeshauptstadt Potsdam einen wertvollen Beitrag zur Gestal-
tung einer attraktiven, vielseitigen und lebendigen kulturellen Szene.

Aufwand: 1.704.500 Euro 	 	 	  Ertrag: 106.000 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Einsparungen wären nur über Ein-
schränkungen der zu erbringenden Leistungen zu erzielen. Ein mögliches 
Mittel der Haushaltssicherung wäre die Fortführung der Einwerbung von 
Fördergeldern.
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Musikschule „Johann Sebastian Bach“

Bei der Potsdamer Musikschule handelt es 
sich um eine öffentliche Bildungs- und Kultu-
reinrichtung. Das weit gefächerte Unterrichts-, 
Kurs- und Projektangebot steht den musikin-
teressierten Bürgerinnen und Bürgern aller Al-
tersgruppen offen. Vorrangige Aufgaben sind 
die Musikerziehung, -ausbildung und -pflege. 
Schwerpunkt ist die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen. Neben den Angeboten der 
Fachgruppe „Elementare Musikpädagogik“, die sich speziell an Kinder im 
Alter von sechs Monaten bis etwa acht Jahren richten, hält die Musikschule 
einen Fächerkanon in allen Orchesterinstrumenten sowie Gesang, Klavier, 
Cembalo, Orgel, Gitarre, Mandoline, Akkordeon und den spezifischen In-
strumenten der Rock- und Popmusik vor. Ein besonderer Schwerpunkt 
liegt auf dem Ensemblemusizieren. Die Musikschule ist Kooperations- und  
Bildungspartner von Kindertagesstätten, allgemeinbildenden Schulen und 
kulturellen Einrichtungen.

Aufwand: 2.255.400 Euro        	                              Ertrag: 1.075.100 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Folgende Möglichkeiten der Haus-
haltskonsolidierung wurden bereits genutzt: Steigerung des Anteils des 
Gruppenunterrichts, Gebührenerhöhung für den Einzelunterricht und An-
streben von langfristigen Kooperationen mit Bildungspartnern.

Potsdam Museum - Forum für Kunst und Geschichte

Das Potsdam Museum erfüllt mit Ausstellungen und 
der Gedenkstättenarbeit den städtischen Bildungs-
auftrag. Als Kultur- und als Forschungseinrichtung 
sammelt, bewahrt und erforscht das 1909 gegrün-
dete Museum Kunstwerke und Dokumente zur Ge-
schichte vom Mittelalter bis zur Gegenwart.
Nachdem sich das Potsdam Museum und das Potsdam Forum zu einer 
Kultureinrichtung zusammengeschlossen haben, konzentrieren sich alle 
Vorbereitungen auf die Neueröffnung des Potsdam Museums 2012 im Al-
ten Rathaus. Alle kunst- und kulturhistorischen Sammlungen werden für 
die Konzeption der neuen stadtgeschichtlichen Dauerausstellung gesich-
tet und bei Bedarf restauriert. Die wissenschaftliche Vorbereitung dieser 
Dauerausstellung und der Galerie Bildende Kunst stellen den größten Auf-
gabenbereich dar. Daneben übernimmt die „Gedenkstätte Lindenstraße 
54/55“ historische und erinnerungspolitische Bildungsarbeit hinsichtlich 
politischer Verfolgung und Gewalt. 

Aufwand: 1.342.600 Euro	                                  Ertrag: 109.500 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Nach der Neueröffnung des Muse-
ums am Alten Markt steht ein vielfältigeres Veranstaltungsangebot zur Ver-
fügung. Dies führt zu einer Anpassung der Entgeltordnung, verbunden mit 
einer Erhöhung der Eintrittsgelder und der Beiträge für Führungen.

Naturkundemuseum

Das Naturkundemuseum Potsdam ist das  
einzige Museum zur Naturkunde im Land 
Brandenburg mit ständiger Ausstellungs-
präsenz. Die Ausstellungen „Tierwelt Bran-
denburgs – Artenvielfalt einst und heute“, 
„Tiere im Garten“ und das Aquarium geben 
einen Einblick in die biologische Vielfalt 
des Landes. Die Ausstellung „In der Spur 
des Menschen – biologische Invasionen“ 
thematisiert das Problem des Eindringens fremder Tier- und Pflanzenarten 
in verschiedene Ökosysteme auf der Welt. In seinen Sammlungen hat 
das Naturkundemuseum über 250.000 Objekte zur Naturausstattung 
Brandenburgs zusammengetragen. Sie sind eine Grundlage für aktuelle und 
zukünftige Forschungen zur Veränderung der Biodiversität. Das Museum 
bietet sowohl für Kinder als auch für Erwachsene zahlreiche Führungen und 
Veranstaltungen an. Das Haus ist Dienstag bis Sonntag von 9 bis 17 und 
jeden ersten Montag im Monat von 9 bis 18 Uhr geöffnet.

Aufwand: 827.100 Euro	 	 	    Ertrag: 80.700 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Möglichkeiten bestehen in der Dritt-
mitteleinwerbung (z.B. vom Land), Senkung der Mieten oder Erhöhung der 
Eintritte.



Gesundheitsschutz und -pflege

Aufgabe des Gesundheitsamtes ist es, die ge- 
sundheitlichen Belange der Bevölkerung zu 
schützen und zu fördern. Dazu zählt es auch, 
die Entwicklung zu beobachten und auf not-
wendige Hilfsangebote hinzuwirken. Zugleich 
informiert und berät das Amt in allen Frag- 
en der Gesundheitsvorsorge, -förderung und 
Krankheitsverhütung. 
Die generellen Aufgaben legt das Gesetz über 
den Öffentlichen Gesundheitsdienst (Branden-
burgisches Gesundheitsdienstgesetz) vom 23. April 2008 sowie das Infek-
tionsschutzgesetz fest. 
Folgende Aufgabenfelder sind unter anderem dem Gesundheitsamt zuge-
ordnet: Schutzimpfungen und Beratungen, Erstellung von amtsärztlichen 
Gutachten, Arzneimittelkontrollen, Kita- und Schuluntersuchungen, zahn-
ärztliche Reihenuntersuchungen, Heilpraktikerprüfungen für das Land 
Brandenburg. Das Gesundheitsamt richtet seine Arbeit dabei auch an ein-
zelne gesundheitsgefährdete Personengruppen.

Aufwand: 1.862.900 Euro 	 	           	  Ertrag: 225.700 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Eine Kürzung finanzieller Mittel würde 
direkt zu einer Reduzierung der wahrzunehmenden Aufgaben führen und 
sich damit das Serviceangebot für die Bürgerinnen und Bürger verringern.

Jugendarbeit und außerschulische Jugendbildung

Die Förderung von Kindern und Jugendlichen ist eine Gemeinschaftsaufga-
be der Landeshauptstadt Potsdam und richtet sich insbesondere an 9 bis 
unter 21-Jährige. Die Aufgabe wird durch die Bereitstellung von Angeboten 
der Kinder- und Jugenderholung, der interkulturellen Jugendarbeit sowie 
der außerschulischen Bildung realisiert. 
Zu diesem Zweck betreiben freie Träger Kinder- und Jugendklubs oder 
bieten überregionale Angebote der Jugendarbeit und des erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutzes. Diese werden durch die Landeshauptstadt 
Potsdam gefördert. Eine besondere Bedeutung kommt weiterhin der Betei-
ligung von Kindern und Jugendlichen an der Konzipierung und Umsetzung 
kurz- und mittelfristiger Projekte zu. 
Der Bereich verfolgt folgende Ziele: Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die 
Belange von Kindern und Jugendlichen; Auf- und Ausbau einer vielseitigen 
freizeitpädagogischen Infrastruktur; Förderung und Entwicklung von Inte-
ressen, Neigungen und sozialen Kompetenzen; Förderung von Angeboten 
der Jugendverbandsarbeit, der Schul- und Straßensozialarbeit, der Sucht- 
u. Gewaltprävention (durch finanz. und pers. Absicherung der Angebote).

Aufwand: 5.060.300 Euro     	           	                  Ertrag: 354.600 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Die Angebote der Jugendarbeit 
sind grundsätzlich entgeltfrei. Die Erträge resultieren vorrangig aus Zuwen-
dungen des Landes. Einsparungen würden zu verkürzten Öffnungszeiten, 
zur Schließung von Einrichtungen oder zum Wegfall Angeboten führen. 

Kindertagesbetreuung

Kindertagesbetreuung gewährleistet die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. Sie dient dem 
Wohl und der Entwicklung von Kindern im Alter 
von 0 bis 12 Jahren. 
Durch die Landeshauptstadt Potsdam ist ein 
bedarfsgerechtes Angebot an Krippen-, Kin- 
dergarten- und Hortplätzen sowie sogenann-
ten anderen Betreuungsformen (AKI) in Tages-
einrichtungen und anderen Angeboten zu planen und bereitzustellen. Dabei 
ist dem Wunsch- und Wahlrecht der Betreuungseinrichtung durch die 
Eltern möglichst zu entsprechen. Potsdam sorgt somit in Zusammenarbeit 
mit den freien Trägern der Kindertageseinrichtungen für eine pädago- 
gische Vielfalt und eine gute Qualität der Arbeit.
Die konkrete Umsetzung von Maßnahmen zur Kindertagesbetreuung er-
folgt in Hoheit und Verantwortung von 46 freien Trägern der Jugendhilfe.  
Die Landeshauptstadt übernimmt die Finanzierung, das Controlling und 
Qualitätsmanagement. Die gesetzlichen Vorgaben werden dabei grund-
sätzlich vom Land Brandenburg vorgeschrieben. 

Aufwand: 63.882.900 Euro     	           	             Ertrag: 17.493.700 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Langfristig ist von einem wachsen-
den Bedarf an Kita-Plätzen auszugehen, der einen stetig steigenden Bedarf 
an Zuschüssen der Stadt erfordert. 

Bürgerhäuser und bürgerschaftliches Engagement

Dieser Aufgabenbereich umfasst die 
Grundförderung von Bürger- und Be-
gegnungshäusern in den Potsdamer 
Stadt- und Ortsteilen. Dazu zählen bspw. 
Miet-, Personal- und Sachkosten für das 
Betreiben der Bürgerhäuser am Schlaatz, 
am Stern, in Bornim, dem Kulturhaus Ba-
belsberg, der Kulturscheune Marquardt, 
dem Begegnungshaus Groß Glienicke, 
dem Bürgertreff in der Waldstadt und der 
Stadtteilnetzwerkinitiative Potsdam-West. 
Weiterhin wird eine Projektförderung der Arbeit von stadtteilorientiert arbei-
tenden Bürgerinitiativen gewährleistet. 
Das Produkt verfolgt die Förderung und Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements, des nachbarschaftlichen Miteinanders und der Heimatver-
bundenheit der Potsdamer Bürgerinnen und Bürger.

Aufwand: 707.200 Euro 	 	           	    Ertrag: 40.300 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Einsparpotentiale sind nur über die 
Art der Umsetzung erreichbar. Dies hieße, es würde sich eine Minderung 
des Serviceangebotes ergeben (z.B. kürzere Öffnungszeiten, weniger An-
gebote der Freizeitgestaltung).
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Soziale Hilfen

Die Sozialhilfe als Bestandteil der sozialen Sicherung ist eine städtische 
Pflichtaufgabe. Das bedeutet, dass sie in jedem Fall geleistet werden muss, 
egal ob die Verwaltung, die Stadtverordnetenversammlung oder die Bür-
gerschaft das wollen oder nicht. Die betroffenen Menschen haben einen 
gesetzlichen Anspruch darauf und können diesen notfalls vor Gericht ein-
klagen. 
Die Sozialhilfe ist unterteilt in kommunale Pflichtaufgaben und vom Land 
an die Kommune übertragene Aufgaben und umfasst mit das zweitgrößte 
Haushaltsvolumen.

In das Aufgabenfeld der Sozialen Hilfen zählen insbesondere
> Hilfe zum Lebensunterhalt
> Hilfe zur Pflege und Gesundheit
> Eingliederungshilfe für behinderte Menschen
> Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten
> Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
> Grundsicherung für Arbeitssuchende
> Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.

Ziel ist es Menschen, die ihren notwendigen Lebensunterhalt nicht oder-
nicht ausreichend aus eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können, die 
Führung eines Lebens zu ermöglichen, das der Würde des Menschen ent-
spricht.

Veterinäraufsicht

Kennzeichnend für diesen Aufgaben-
bereich sind die Tierseuchenvorbeu-
gung und -bekämpfung. Dazu zählen 
auch Attestierungen im Rahmen von 
Handels- und Reiseverkehr mit Tieren. 
Eine weitere Aufgabe ist die Überwa-
chung des Tierschutzes.
Ziele sind der Schutz von Mensch und 
Tier durch Überwachung eines ord-
nungsgemäßen Handelns und der bestimmungsgemäßen Anwendung 
von Tierarzneimitteln sowie der Schutz vor wirtschaftlichen Schäden durch 
Tierseuchen. Weiter zählt der Erhalt des Wohlbefindens und des Lebens 
von Tieren sowie der Schutz von Menschen und Tieren vor ansteckenden 
Krankheiten zu den Hauptaufgaben.
Die Aufgaben der Veterinäraufsicht sind Pflichtaufgaben und unterliegen 
unter anderem dem Tierseuchen-, dem Arzneimittel- und dem Tierschutz-
gesetz.

Aufwand: 246.300 Euro 	 	           	      Ertrag: 3.000 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Es handelt sich größtenteils um 
pflichtige Aufgaben. Eine Kürzung finanzieller Mittel würde direkt zu einer 
Reduzierung der wahrzunehmenden Aufgaben führen.
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Abfallentsorgung

Das Produkt beinhaltet die Or-
ganisation der öffentlichen Ab-
fallentsorgung im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben. 
Die öffentliche Abfallentsorgung 
umfasst das Einsammeln, Beför-
dern, Behandeln, Lagern, Um-
schlagen, Verwerten und Be- 
seitigen von Abfällen aus pri-
vaten Haushaltungen und an-
deren Herkunftsbereichen (Gewerbe, öffentl. Einrichtungen) sowie die um-
fassende Abfallberatung und die Abfallgebührenerhebung.
Ziel dieser hauptsächlich pflichtigen Selbstverwaltungsaufgabe (unter an-
derem geregelt durch das brandenburgische Abfallgesetz und Kommu-
nalabgabengesetz) ist eine effektive und wirtschaftliche Abfallentsorgung 
mit einer höchstmöglichen Stabilität der Abfallgebühren und einer hohen 
Kundenzufriedenheit.

Aufwand: 13.414.800 Euro	 	             Ertrag: 13.683.400 Euro  

Potentiale der Haushaltssicherung: Anpassungen bei den Aufwen-
dungen würden zu analogen Veränderungen bei den Erträgen führen, die 
über Gebühren der Bürgerinnen und Bürger generiert werden.

Die Landeshauptstadt Potsdam ermöglicht somit eine finanzielle Absiche-
rung bei der Unterstützung im Ablauf des täglichen Lebens. Dazu zählen 
auch die Beaufsichtigung oder Anleitung mit dem Ziel der eigenständigen 
Übernahme dieser Tätigkeiten. 
Ein zusätzliches Ziel ist sowohl die Behinderungsprävention und -linderung, 
als auch die gesellschaftliche Integration von behinderten Menschen.

Aufwand: 86.264.100 Euro 	 	             Ertrag: 34.847.500 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Bei den Sozialen Hilfen handelt es 
sich um städtische Pflichtaufgaben. Einsparungspotentiale sind in diesem 
Bereich grundsätzlich nicht gegeben.
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Geh- und Radwege 

Das Produkt umfasst den Bau bzw. Instandsetzung von Fuß- und Radwe-
gen zum Erhalt der Verkehrssicherheit. Ziele sind die Aufrechterhaltung der 
Verkehrs- und Betriebssicherheit zur dauerhaften und gefahrlosen Nutzung 
von Geh- und Radwegen mit weitestgehender Barrierefreiheit. Daneben 
zählen die Herstellung von Verkehrsanlagen zur Verbesserung des Rad-
fahrangebotes für den Alltagsradverkehr zu den zentralen Aufgabenfeldern. 
Weitere Informationen zum Radverkehrskonzept finden Sie auf Seite 30 
dieser Broschüre.
Das Aufgabenfeld umfasst nicht Verkehrsanlagen auf öffentlichen Grund-
stücken anderer Eigentümer wie Stiftung Preußische Schlösser und Gärten. 
Tipp: Wer mit dem Fahrrad unterwegs ist, kennt das Problem: Glassplitter 
auf dem Radweg und schon gibt es einen platten Reifen. Um das lästige 
Problem in den Griff zu bekommen, hat die Stadtverwaltung ein „Scher-
bentelefon“ eingerichtet. Unter der Nummer 0331/289-4000 können die 
entsprechenden Hinweise angegeben werden. Durch den städt. Bauhof 
werden die Mängel je nach Umfang innerhalb von max. 2 Tagen beseitigt. 

Aufwand: Radverkehrskonzept ca. 800.000 Euro inkl. 60.000 Euro für nörd-
liche Stadtteile / behindertengerechter Ausbau Gehwege 80.000 Euro        	

Potentiale der Haushaltssicherung: Einsparungen könnten lediglich über 
die Streichung innerhalb der prioritären Routen erzielt werden. Ein weiteres 
Mittel der Haushaltssicherung wäre die Einwerbung von Fördergeldern.

Ordnung und Sicherheit

Die Ordnung und Sicherheit in der Kommune ist an Gesetze und Verord-
nung gebunden. Hier sind Pflichtaufgaben sowohl im eigenen als auch im 
übertragenen Wirkungskreis zu erfüllen. Das bedeutet, die Stadt erfüllt Auf-
gaben im Auftrag des Landes Brandenburg und des Bundes. Die im Fol-
genden benannten Themen werden dabei unter anderem bearbeitet.
Allgemeine Ordnungsangelegenheiten sind die Erteilung von Jagd- und 
Fischereischeinen oder die Durchsetzung der Hundehalterverordnung.
Dazu zählen auch die Überwachung der Einhaltung von Bestimmungen 
der Gewerbeordnung, die Überwachung des ruhenden Verkehrs und mög-
liche Kontrollen hinsichtlich der Stadtordnung. Ziele sind die Abwehr bzw. 
Minderung von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie 
der Schutz der Allgemeinheit, des öffentlichen Wirtschaftsverkehrs und der 
sozialen Gemeinschaft.
Weiterhin gehören zu diesem Aufgabenbereich der Bürgerservice mit dem 
Standesamt und dem Zulassungs- und Fahrerlaubniswesen. In erste-
rem werden Melde- sowie Paß- und Personalausweisangelegenheiten erle-
digt. Die Fundsachenverwaltung, die Beurkundung des Personenstandes, 
Namensänderungen sowie Staatsangehörigkeitsangelegenheiten finden 
sich dort genauso wie die Zulassung von Fahrzeugen und die Erteilung von 
Fahrerlaubnissen wieder. Als wesentliches Ziel wird ein kundenorientierter 
Service mit entsprechenden Öffnungszeiten verfolgt.
Eine weitere Aufgabe umfasst die Bearbeitung von Straßenverkehrsange-

legenheiten. Dies betrifft unter anderem die Anord-
nung von Verkehrszeichen, Fahrbahnmarkierungen 
und Ampeln, das Erstellen von Bewohnerparkkarten 
sowie Genehmigungen im  öffentlichen Straßenland. 
Wesentliches Ziel ist die Gewährleistung der Flüs-
sigkeit des Straßenverkehrs durch Optimierung der 
Verkehrslenkung.
Als weiteres Aufgabenfeld zählen Bußgeldangelegenheiten. Dort werden 
Ordnungswidrigkeiten des fließenden und ruhenden Verkehrs oder ande-
re Verstöße gegen Rechtsvorschriften geahndet. Ziel ist es, eine Einfluss-
nahme auf das Verhalten der Bürger innerhalb der sozialen Gemeinschaft 
zur Einhaltung von Rechtsvorschriften durch präventive und erzieherische 
Maßnahmen zu erreichen. 
Die Zielumsetzung des gesamten Aufgabenfeldes „Ordnung und Sicherheit“ 
wird anhand von Kennzahlen zu den entsprechenden Leistungen gemes-
sen (z.B. Bürgerzufriedenheit, Wartezeiten). Als Ausdruck für die präventive 
Arbeit wäre die zu verzeichnende Minderung der Unfälle und die sich nicht 
erhöhende Anzahl der festgestellten Verstöße zu benennen. 

Aufwand: 9.826.200 Euro 	 	             Erträge: 7.324.600 Euro

Potentiale der Haushaltssicherung: Da es sich hierbei um eine kommu-
nale Pflichtaufgabe handelt, wären Einsparpotentiale nur über die Art der 
Umsetzung generierbar. Dies hieße, dass sich daraus eine Minderung des
Serviceangebotes für den Bürger ergeben würde (z.B. kürzere Öffnungs-
zeiten, weniger Außendienstmitarbeiter).
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Instandhaltung Straßen und Verkehrsanlagen

Der Bereich Verkehrsanlagen ist zu-
ständig für die Planung, den Bau und 
die Unterhaltung von Straßenver-
kehrsanlagen im gesamten Stadtge-
biet der Landeshauptstadt Potsdam. 
Dazu gehören sowohl die Gefahren-
abwehr als auch die Instandsetzung 
und der Neubau von Straßenver-
kehrsanlagen. Der ordnungsgemäße 
Straßenzustand wird über regelmä-
ßige Begehung der Innenstadtstraßen 
und die motorisierte Straßenaufsicht in den Ortsteilen geprüft. Im Rahmen 
der Möglichkeiten werden einzelne Leistungen über den Bauhof des Be-
reiches durchgeführt, um eine gefahrenfreie Nutzung der Verkehrsanlagen 
aufrecht zu erhalten.
Weiterhin besteht die Verpflichtung zur Stellungnahme und fachlichen Be-
teiligung bei der Planung und Genehmigung von Bauvorhaben bezüglich 
der Verkehrserschließung als Träger öffentlicher Belange. 

Aufwand: 1.827.700 Euro 	 	 	              keine Erträge

Potentiale der Haushaltssicherung: Bei den Aufgaben handelt sich laut 
Brandenburgischen Straßengesetz um vorgeschriebene Pflichtaufgaben. 
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Denkmalpflege, Stadtplanung und Stadterneuerung

Im Bereich Denkmalpflege werden alle Aufgaben einer „Unteren Denk-
malschutzbehörde“ auf der Grundlage des brandenburgischen Denkmal-
schutzgesetzes wahrgenommen. Insbesondere betrifft dies die Erteilung 
von Stellungnahmen und denkmalrechtlicher Erlaubnisse. Dazu zählen 
Maßnahmen, bei denen ein Denkmal instandgesetzt, wiederhergestellt 
oder umgestaltet wird. Dies gilt auch, wenn ein Denkmal in seiner Nutzung 
verändert, von seinem Standort entfernt oder durch sonstige Maßnahmen 
in seiner Umgebung, in seiner Substanz oder seinem Erscheinungsbild 
beeinträchtigt wird. Dabei sind auch das Förderprogramm „KP I“, die Ar-
chäologie  und das Thema Schutzzonen für Unesco-Welterbestätten zu 
beachten. In entsprechende Prüfverfahren sind gegebenenfalls die Stiftung 
Preußische Schlösser und Gärten Berlin-Brandenburg sowie das Landes-
amt für Denkmalpflege einzubeziehen.
Die Aufgaben der Stadterneuerung bestehen in der ganzheitlichen Entwick-
lung ausgewählter Stadtgebiete (Beispiele: Potsdamer Mitte, Bornstedter 
Feld, Gartenstadt Drewitz). Dies geschieht u.a. durch Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren, Bodenordnung, die Finanzierung (u.a. Förderung), 
steuerliche Vergünstigungen, Quartiersmanagement und Bürgerbeteiligung 
sowie Maßnahmen zur Funktionsstärkung der Geschäftsstraßen. Grundla-
ge dafür sind das besondere Städtebaurecht und Förderprogramme von 
EU, Bund und Land. Zu den ausgewählten Stadtteilen zählen Sanierungs- 
und Entwicklungsgebiete sowie Stadtteile mit besonderem Entwicklungs-

bedarf. Diese Aufgaben werden 
ergänzt durch die Wohnungs-
bauförderung im Neubau und 
in der Bestandserhaltung sowie 
durch die kommunale Steu-
erung der Wohneigentums-
maßnahmen, einschließlich der 
entsprechenden Bürger- und 
Investorenberatung. 
Der Fachbereich Stadtplanung  
und Bauordnung bündelt die 
Steuerung der baulichen Ent-
wicklung der Landeshauptstadt von den Grundlagen der städtebaulichen 
Entwicklung bis zur Genehmigung und Überwachung von Bauvorhaben. 
Hier werden gesamtstädtische Grundlagen der Stadtentwicklung und der 
Verkehrsentwicklung erarbeitet und Bebauungspläne für einzelne Gebiete 
aufgestellt. Daneben werden Baugenehmigungen erteilt und weitere bau-
ordnungsrechtliche Verfahren durchgeführt. 

Aufwand: 22.373.200 Euro	 	             Ertrag: 11.852.300 Euro  

Potentiale der Haushaltssicherung: Möglichkeiten der Prozessoptimie-
rung werden in einer Organisationsuntersuchung zu ermitteln sein, in die 
die genannten Aufgabenbereiche einbezogen werden. Denkbar ist dabei 
eine Änderung der Organisationsstruktur.
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Grünflächen und Spielplätze

Die Pflege öffentlicher Grünanlagen 
und Spielplätze beinhaltet die Grün-
flächenpflege (Grünflächen insge-
samt: 5 Mio. qm), die Spielplatzwar-
tung (132 Plätze, Gesamtspielfläche: 
130.000 qm) sowie die Baumpflege 
(37.500 Straßenbäume, ca. 50.000 
Flächenbäume). 
Der Bereich Grünflächen ist somit 
zuständig und verantwortlich für 
die Planung, den Bau, die Pflege 
und Unterhaltung von Grünflächen, 
wie der Freundschaftsinsel, Stadtplätzen, Uferwanderwegen, Spielplätzen, 
Bäumen, Verkehrsgrün und sonstigen Grünanlagen im öffentlichen Raum. 
Dabei wird die Attraktivität der Landeshauptstadt Potsdam durch die Be-
pflanzung mit Frühjahrs- und Sommerblumen, beispielsweise im Stadt-
zentrum sowie einer kontinuierlichen Pflege der städtischen Brunnen- und 
Grünanlagen wesentlich erhöht. Der Bereich vertritt dabei insbesondere die 
Belange des Baumschutzes im öffentlichen Bereich. Zu den Leistungen 
zählen ferner die Bearbeitung von Anträgen zu Sondernutzungen des öf-
fentlichen Grün, Stellungnahmen zu Bauanträgen (betreffs Kinderspielflä-

chen), die Führung eines Grünflächenkatasters, sowie beratende und gut-
achterliche Tätigkeiten in Zusammenarbeit mit anderen Behörden.
Wesentliche Ziele sind die Bereitstellung attraktiver Grün- und Erholungs-
anlagen für die Bürgerinnen und Bürger sowie Touristen. Dazu zählen auch 
die Herstellung und Gewährleistung der Verkehrs- und Betriebssicherheit in 
den Anlagen, insbesondere auf Kinderspielplätzen sowie die Standsicher-
heit von Bäumen. Weiterhin wird die Sicherheit der Ausstattungselemente 
der Grün- und Spielanlagen (Kinderspielgeräte, Bänke und Pflanzungen) 
sowie die Gewährleistung der Sauberkeit und Pflegestandards der städ-
tischen Grünflächen verfolgt.
Bei allen kurz- und mittelfristigen Planungen im Bereich des Neubaus bzw. 
der Komplettsanierung von Kinderspielplätzen wird durch eine intensive 
Zusammenarbeit mit dem Kinder- und Jugendbüro eine nachhaltige Betei-
ligung von Kindern und Jugendlichen gewährleistet.

Aufwand: 	Straßenbäume (619.000 Euro), Grünflächen (1.008.500 Euro) 
Straßenbegleitgrün (156.700 Euro), Bäume in Grünflächen (260.000 Euro), 
Kinderspielplätze (140.000 Euro)  	 	 	 kein Ertrag 

Potentiale der Haushaltssicherung: Mit Beginn der Saison 2011 grei-
fen für den Bereich Grünflächen die in den vergangenen Jahren initiierten 
Umstrukturierungsmaßnahmen. Hiermit sind entsprechende Leistungsstei-
gerungen im Rahmen der Eigenpflege zu erwarten, die indirekt der Haus-
haltskonsolidierung zugute kommen.
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Klimaschutz

Die Koordinierungsstelle Klimaschutz 
dient als Partner für alle Akteure und 
Vorhaben, die die Verminderung des 
Kohlendioxid - (CO2) - Ausstoßes  in
Potsdam unterstützen.
Das Produkt umfasst Leistungen zur 
Initiierung, Überwachung, Öffentlich-
keitsarbeit und Durchsetzung von kli-
matisch wirksamen Qualitätszielen zum Schutz des örtlichen Klimas als 
Lebensgrundlage des Menschen. Dies geschieht im Rahmen der behörd-
lichen Zuständigkeit. Die Umsetzung der Maßnahmen zum Klimaschutz 
erfolgt dabei in eigener Hoheit und Verantwortung der Akteure.
Hauptaufgabe der Koordinierungsstelle Klimaschutz ist die Initiierung, 
Steuerung und Organisation der Umsetzung des integrierten Klimaschutz-
konzepts, mit dem Ziel der Minderung der CO2-Emissionen um 20% durch 
Ressourcenschonung und Energiesicherheit auf der Basis von 2005 bis 
2020.

Aufwand: 396.600  Euro	 	                    Ertrag: 11.000 Euro  

Potentiale der Haushaltssicherung: Möglichkeiten bestehen in der Bean-
tragung von Fördergeldern, die jedoch je Vorgabe mit 25-50% städtischem 
Eigenanteil finanziert werden müssen. In 2011 zählen dazu u.a. das „REN-
plus Programm“ des Landes und die „BMU Klimaschutzinitiative“.

Wirtschaftsförderung

Die Wirtschaftsförderung ist die erste Adresse für 
Investoren, Unternehmen und Existenzgründer in 
Potsdam. Als Partner der Wirtschaft begleitet sie 
Entwicklungs-, Ansiedlungs- und Investitionspro-
jekte, engagiert sich für optimale Bedingungen am 
Wirtschaftsstandort Potsdam, betreut und unterstützt 
ansiedlungswillige, ansässige und innovative Unter-
nehmen und betreibt aktives Standortmarketing. Darüber hinaus steuert 
und koordiniert die Wirtschaftsförderung auch touristische Marketing- und 
Serviceleistungen.
Der Wirtschaftsservice – als zentrale Anlauf-, Informations- und Beratungs-
stelle für Unternehmen – bietet sowohl Informationen zum Wirtschafts-
standort Potsdam, Beratung von Unternehmen bei Standortfragen, Ver-
mittlung von Gewerbeflächen als auch qualifizierte Erstberatungen zu 
Fördermöglichkeiten. 
Der Wirtschaftsservice ist im Rahmen des „GründerService“ – gemeinsam 
mit IHK und Handwerkskammer Potsdam – eine zentrale Anlauf- und Bera-
tungsstelle für alle, die in Potsdam ein Unternehmen gründen möchten.

Aufwand: 2.380.700 Euro	 	                  Ertrag: 968.900 Euro  

Potentiale der Haushaltssicherung: Die Arbeit der Wirtschaftsförderung 
trägt maßgeblich dazu bei, das Steueraufkommen der Landeshauptstadt 
Potsdam langfristig zu sichern und zu erhöhen. 

(Bau)Investitionsplanung nach 2014

Bei den Bauinvestitionen handelt es sich um wertsteigernde Ausgaben für 
Baumaßnahmen. Solche Investitionen werden wegen ihres Umfangs be-
sonders detailliert vorbereitet und sind deshalb – in der Regel insbesondere 
bei Sanierungen im laufenden Betrieb – auch nicht innerhalb eines Jahres 
zu beenden. Für die Planung von Investitionen wird ein Vier-Jahres-Zeitraum 
zugrunde gelegt. Der aktuelle Haushaltsplan für 2011 beinhaltet die Investi-
tionsplanung von 2011 bis 2014. Dementsprechend sind Bauprojekte bis 
2014 bereits durch die Stadtverordnetenversammlung mit dem Haushalt 
2011 beschlossen. Zum jetzigen Zeitpunkt befinden sich viele Maßnahmen 
bereits in der Planungs- und Realisierungsphase, wodurch die bestehende 
Investitionsplanung kaum noch veränderbar ist. Trotz des langen zeitlichen 
Vorlaufs möchten die Stadtverordnetenversammlung und die Verwaltung 
der Landeshauptstadt Potsdam alle Bürgerinnen und Bürger auch an der 
Planung von Bauinvestitionen beteiligen. Das Thema soll im Rahmen des 
Bürgerhaushalts daher in einem zweijährigen Rhythmus aufgerufen wer-
den. In diesem Jahr können somit Vorschläge zu den Haushaltsjahren nach 
2014 eingereicht, diskutiert und bewertet werden. Eine Zusammenfassung 
der wichtigsten Themen nach 2014 finden Sie rechts.
Bauinvestitionen werden in nahezu allen Aufgabenbereichen der Landes-
hauptstadt Potsdam durchgeführt. Die Realisierung der Hochbauprojekte 
(Verwaltungsgebäude, Kultureinrichtungen, Schulen, Kitas u.a.) erfolgt da-
bei über den Kommunalen Immobilien Service. Tiefbauprojekte (Straßen, 
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Brücken, u.a.) liegen in der Verantwortung des 
Fachbereichs Grün- und Verkehrsflächen. Um 
einen Überblick der aktuellen städtischen Inve-
stitionstätigkeit zu erhalten, finden Sie folgend 
einen Auszug der wesentlichen Maßnahmen so-
wie anschließend eine Vorstellung der Projekte 
„Radverkehrskonzept“ und „Bildungsinfrakstruk-
turprogamm“ (Fokus Schulen). 

Insgesamt sind in 2011 Auszahlungen in Höhe von 88,7 Mio. Euro vorge-
sehen. Beispiele im Rahmen der kommunalen Investitionstätigkeit in 2011 
sind unter anderem (in Mio. Euro):
	 		                Eigenmittel  Fördermittel  Gesamt
> Umgestaltung Potsdam Mitte              1,89	 6,85	      8,74
> Soziale Stadt Drewitz / Stern	              0,67	 1,57	      2,24
> Ausstattung Schulen	               1,08	 0,12	      1,20
> Verkehrsmanagement	               0,12	 0,32	      0,44
> Straßenbau		                2,34            2,22	      4,56 
   (z.B. Mangerstraße / Charlottenstraße (vor Klinikum) / Bertinistraße)

Wesentliche Themen zur Bauinvestitionsplanung nach 2014
> Kita- und Schulsanierungen (Schulturnhallen, Fassaden, Außenanlagen)
> Stadtentwicklung Wohnen, Bildung, Sozial-, Kultureinrichtungen und
   Gewerbe unter Berücksichtigung der Bevölkerungsentwicklung
> Ufer- und Radwege, Straßen- und Brückenbau
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Laufende Invesitionen

Schulbau und -sanierung (Bildungsinfrastruktur)

Der Kommunale Immobilien Service (KIS) ist verantwortlich für die Stand-
ortbewirtschaftung von derzeit 43 Schulen und 38 Schulturnhallen. In di-
ese eingeschlossen sind neben den Schulgebäuden auch die Turnhallen, 
Sportflächen und Pausenhöfe. 
Aufgrund des hohen Sanierungsstaus an Schulen sowie gestiegenen An-
forderungen (brandschutztechnische Sicherheit, Gebäudeausstattung, en-
ergetische Standards) verabschiedete die Stadtverordnetenversammlung 
ein umfangreiches Investitionsprogramm. Auf dessen Grundlage flossen in 
den Jahren 2005 bis 2009 insgesamt ca. 76 Mio. Euro in die Bildungsinfra-
struktur, davon ca. 57 Mio. Euro für Schulen. Das durch den Kommunalen 
Immobilien Service umzusetzende Investitionsvolumen für die Jahre 2010 
bis 2013 beläuft sich auf 120 Mio. Euro. Davon betreffen allein 99 Mio. Euro 
den Bereich Schulsanierung. 
Zur Umsetzung dieses Investitionsprogramms tragen neben Zuschüssen 
der Landeshauptstadt (ca. 55 Mio. Euro) sowie Eigenmitteln und Krediten 
des KIS (ca. 72 Mio. Euro) auch Fördermittel des Bundes und des Landes 
(ca. 20 Mio. Euro) bei. Darüberhinaus ist die Sanierung denkmalgeschützter 
Schulstandorte im Rahmen einer Öffentlich-Privaten-Partnerschaft (ÖPP, 
ca. 25 Mio. Euro) vorgesehen. Die Förderung des Bundes im Rahmen des 
Konjunkturpakets betrug etwa 7 Mio. Euro. Nach derzeitigem Stand wer-
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> bis 2013/14: Hermann-von-Helmholtz-Gym-
nasium (14,1 Mio. Euro) // Goethe-Schule (11,6  
Mio. Euro) // Humboldt-Gymnasium (9,5 Mio.  
Euro) // Rosa-Luxemburg-Schule (8,4 Mio. Euro)  
//Einstein-Gymnasium (8,1 Mio. Euro) // Neubau 
(6,4 Mio. Euro)  // Gesamtschule Am Pappelhain 
(6,9 Mio. Euro) // Grundschule am Priestewweg 
(5,7 Mio. Euro) // Schule am Griebnitzsee (4,5 
Mio. Euro) // Gesamtschule Peter-Joseph-Lenné 
(3,22 Mio. Euro) // Regenbogenschule (2,4 Mio. 
Euro) // Schule am Nuthetal (2,3 Mio. Euro) // 
Grundschule Bruno H. Bürgel (2,2 Mio. Euro) // Gerhart Hauptmann Grund-
schule (330.000 Euro) 

Fortschreibung des Bildungsinfrastrukturprogramms ab 2014
Unabhängig von der notwendigen Gesamtbetrachtung beabsichtigt die 
Landeshauptstadt Potsdam auch weiterhin alle Anstrengungen zu unter-
nehmen, um den dringenden Bedarf an Bildungsinfrastruktur zu decken. 
Bei der Fortschreibung sollen dabei zunächst folgende Bedarfe abgedeckt 
werden: Schulturnhallen (21,6 Mio. Euro) / Kitas (11,5 Mio. Euro) / Fassa- 
densanierung Schulen (10,7 Mio. Euro) / Mehrzweckgebäude (5,4 Mio. 
Euro). Auf diese Weise kann bis 2018 ein weiteres ehrgeiziges Investitions-
paket auf den Weg gebracht werden.

>> Bei der Fortschreibung dieses Bildungsinfrastrukturprogramms 
wird beabsichtigt, die zeitliche und objektkonkrete Zuordnung in 
einem zwischen Bürgern, Politik und Verwaltung abgestimmten 
Stufensystem vorzunehmen.

den jedoch in den kommenden Jahren, Investitionen in die Bildungsinfra-
struktur fast ausschließlich aus kommunalen Mitteln zu finanzieren sein. 

Durch ein Investitionsvolumen von insgesamt rund 172 Mio. Euro (2007 bis 
2013) ist es bis 2014 möglich, den Sanierungsrückstand der „Prioritätsstu-
fe 1“ abzubauen. Damit wird sichergestellt, dass sich alle Schulgebäude 
und Kindertagesstätten des Kommunalen Immobilien Service in einem nut-
zungsfähigen und bauaufsichtlich unbedenklichen Zustand befinden.
Über diese ursprüngliche Aufgabe hinaus, werden aus dem Investitions-
progamm bis 2014 deutlich mehr als 30 Mio. Euro zur Erweiterung des 
Gebäudebestandes getätigt. Dieser zuvor nicht geplante Investitionsbedarf 
ergibt sich aus den ständig wachsenden Anforderungen der Schulentwick-
lungs- bzw. Kitabedarfsplanung. 

Bisherige und zukünftige Maßnahmen

Unmittelbar nach Gründung des Kommunalen Immobilien Service (2005) 
wurde mit einer Analyse des Grundbestandes begonnen. Ziel war es, ob-
jektive Kriterien für zukünftige Investitionsentscheidungen zu schaffen. Hier-
zu wurde ein Stufensystem zur Bewertung des Bedarfs erstellt. Der erar-
beitete Plan unterscheidet zunächst nach pflichtigen und nichtpflichtigen 
Aufgaben. Weiter wurde eine Kategorisierung nach sofortigen und zukünf-
tigen Handlungsbedarf vorgenommen. Die höchste Stufe (Prioritätsstufe 1) 
galt dabei der dringenden Gewährleistung von Sicherheitsstandards sowie 
der Möglichkeit einer Sanierung während des laufenden Betriebs. 

Das Ergebnis dieser Analyse wurde 2006 der Stadtverordnetenversamm-
lung vorgestellt und war Grundlage für nachfolgende Investitionsentschei-
dungen. 

> 2007 bis 2011: OSZ II Wirtschaft und 
Verwaltung (10,1 Mio. Euro) // Leibniz-
Gymnasium (5 Mio. Euro) // Grundschule 
Max Dortu (2 Mio. Euro) // Fröbelschule 
(1,4 Mio. Euro) // Grundschule Hanna 
von Pestalozza (1,17 Mio. Euro) // Wei-
denhof-Grundschule (1 Mio. Euro) // 
Waldstadt-Grundschule (430.893 Euro) 
// Comenius-Schule (316.171 Euro) // 
Grundschule im Kirchsteigfeld (164.000 
Euro)  

> bis 2012: Schule am Schilfhof (5,84 
Mio. Euro) // Eisenhartschule (5,3 Mio. 
Euro) // Zeppelinschule (5,3 Mio. Euro) 
// Grundschule Ludwig Renn (5,1 Mio. 
Euro) // Pierre de Coubertin-Oberschule (3,5 Mio. Euro) // Oberschule 
Theodor Fontane (2,78 Mio. Euro) // Wilhelm-von-Türk-Schule (1,75 Mio. 
Euro) // Voltaire Gesamtschule (1,57 Mio. Euro) // Montessori-Oberschule 
(1,4 Mio. Euro) // Grundschule am Humboldtring (950.000 Euro) // Käthe 
Kollwitz Oberschule (740.000 Euro) // Schule des zweiten Bildungsweges 
(400.000 Euro) 
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Laufende Invesitionen

Radverkehrskonzept 2009 - 2014

Zur Förderung des Radverkehrs in Pots-
dam wurden 2008 das Radverkehrskon-
zept sowie zu dessen Umsetzung die 
Radverkehrsstrategie durch die Stadt-
verordnetenversammlung beschlossen. 
Ziele der Radverkehrsstrategie sind unter 
anderem die Steigerung des Radverkehrs-
anteils, die Schaffung eines fahrradfreund-
lichen Klimas sowie die Vervollständigung 
des Radroutennetzes. 
Die Radverkehrsstrategie sieht eine systematische Umsetzung des Radver-
kehrskonzepts vor. Dafür ist eine Konzentration der jährlich zur Verfügung 
stehenden Mittel für den Ausbau der wesentlichen Radrouten in Potsdam 
vorgesehen, die eine vordringliche Verbindungsfunktion für den Radver-
kehr in Richtung Innenstadt haben. Diese sogenannten „Prioritären Rad-
routen“ sollen es den Fahrradfahrern ermöglichen, sich auf schnellem und 
sicherem Weg durch Potsdam zu bewegen. Dabei ist die Durchgängigkeit 
der Radverkehrsanlagen von großer Wichtigkeit, denn in der Vergangen-
heit wurden diese oftmals nur abschnittsweise zusammen mit jeweiligen 
Straßenbaumaßnahmen errichtet, ohne dass dadurch ein durchgängiges 
Alltagsradverkehrsnetz nutzbar war. 
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2012
Als wesentliche Investition im Bereich des Radverkehrs ist für das Jahr 
2012 die Fortführung der in 2011 begonnenen Vorhaben und der Neu-
bau eines Radwegs zwischen Kuhforter Damm und Reiherbergstraße 
in Golm zu nennen. Dieser Abschnitt ist Teil der prioritären Radroute B 
und stellt eine wichtige Radverkehrsverbindung zwischen den Universitäts-
standorten Neues Palais und Golm her. Ebenfalls wird 2012 ein Radweg 
an der Nedlitzer Straße (Bundesstraße 2) zwischen Amundsenstraße 
und Viereckremise stadteinwärts geplant, um den Radverkehr aus den 
Ortsteilen sicher nach Potsdam zu führen. Als weiterer Schwerpunkt soll 
die prioritäre Radroute C umgesetzt werden, die die Radverkehrsführung 
zwischen Bornim, Bornstedt, Potsdam Innenstadt, Schlaatz, Stern, 
Waldstadt und Drewitz herstellt. Weiterhin soll die „Tangentialroute 2“ 
von der Berliner Vorstadt - Klein-Glienicke - Babelsberg - Teltower
Vorstadt - Schlaatz umgesetzt werden. Als größeres Vorhaben ist dabei 
für 2012 die Verbesserung der Radwege im Horstweg sowie in der Hein-
rich-Mann-Allee zur Verbesserung des stadteinwärtigen Radwegverkehrs 
zu nennen.
Auch erfolgt der Neubau und die Erweiterung der Radwegausweisung, bei 
der im gesamten Stadtgebiet wichtige Radverkehrsrouten beschildert wer-
den. Dabei wird das bestehende Routennetz und die neu hinzukommenden 
Verbindungen und Strecken mit modernen Wegweisern ausgestattet.

Kosten: bisher ca. 800.000 Euro jährlich (ab 2011 inkl. 60.000 Euro für nörd-	
liche Ortsteile) zzgl. möglicher Fördergelder

Weitere Informationen finden Sie online: www.potsdam.de/verkehr

Bisherige und zukünftige Maßnahmen 

2009 bis 2010
Nachdem 2009 vor allem kleinteilige Maßnahmen umgesetzt wurden, 
startete in 2010 die systematische Umsetzung des Radverkehrskonzepts. 
Begonnen wurde im April mit der Markierung von Schutzstreifen in der 
Forststraße. Mitte des Jahres folgten Radwegmarkierungen im Straßen-
zug Behlertstraße - Am Neuen Garten - Allleestraße ab der Gotischen 
Bibliothek. Damit wurde ein überwiegend 1,25 m breiter Schutzstreifen für 
den Radverkehr bis zum Voltaireweg geschaffen und somit eine 1,2 km 
lange Lücke im Radwegenetz der Stadt geschlossen. 
Weiterhin wurden folgende Maßnahmen umgesetzt: Route A (Verbesse-
rung Radverkehrsführung am Brandenburger Tor // Erneuerung Mittelpro-
menade Schopenhauer Straße - Hegelallee // Markierung von Schutz-
streifen Kurfürstenstraße), Route D (Verbesserung Radverkehrsführung 
am Nauener Tor // Markierung Schutzstreifen Nedlitzer Straße // Ver-
besserung Radverkehrsführung aus der Leipziger Straße in Richtung 
Lange Brücke // Verbesserung Radverkehrsführung an der Kreuzung Mi-
chendorfer Chaussee - Brauhausberg stadt-
auswärts // Markierung Schutzstreifen und Ver-
besserung Radverkehrsführung aus der Tem-
pliner Straße in die Leipziger Straße) sowie 
Innenstadtrouten: Markierung Schutzstreifen 
Jägerallee (inkl. Neuorganisation Jägertor) und 
Schutzstreifen Dortustraße.

2011
Folgende Maßnahmen sind in 2011 fortführend geplant: Route A (Zeppe-
linstraße: Radstreifen stadtauswärts zwischen Geschwister-Scholl-Straße 
und Kastanienallee), Route B (Großbeerenstraße: Durchgängige Markie-
rung Radschutzstreifen zwischen Lutherplatz und August-Bebel-Straße // 
Großbeerenstraße: Verbesserung des Fahrbahnbelags auf 300 m Länge 
stadteinwärts in Höhe Filmpark 
// Breite Straße: Verbreiterung 
Zweirichtungsradweg zwischen 
Zeppelin- und Schopenhau-
erstraße // Lennéstraße: Ver-
besserung des Fahrbahnbelags 
zwischen Hans-Sachs-Straße 
und Carl-von-Ossietzky-Straße 
// Geschwister-Scholl-Straße: 
Verbreiterung der Radwege 
oder Radführung auf der Fahr-
bahn // Lindenallee: Oberflä-
chenverbesserung) sowie Route 
C (Markierung von Radschutz-
streifen in der Drewitzer Straße 
zwischen der Straße An der 
alten Zauche und dem Bahn-
übergang // Einfache Verbesserungen der Befahrbarkeit des Wartungs-
wegs an der Fernwärmeleitung zwischen Wetzlarer Straße / Bahn und 
Straße Zum Kirchsteigfeld)
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Haushaltssicherung

Auch das städtische Portemonnaie enthält nur begrenzte Mittel – und diese 
sind nahezu ausgeschöpft. Die Erfahrung hat sicher jeder auch schon mal 
mit dem eigenen Haushaltsbudget gemacht. Neue Anschaffungen sind oft 
nur möglich, wenn man an anderer Stelle auf etwas verzichtet. Und wenn 
darüber hinaus noch Schulden vorhanden sind und auch Geld für Rückla-
gen „zur Seite“ gelegt werden soll, geht das nur, wenn man spart. 
Wenn ein Haushaltsausgleich nicht möglich ist, muss die Stadt zusätzlich 
zum Haushaltsplan ein „Haushaltssicherungskonzept“ aufstellen. Dabei soll 
beschrieben werden, wie die Stadt auf Dauer ihre Finanzen ordnet. Ein sol-
ches Konzept beinhaltet meist tiefgreifende und grundlegende Einschnitte. 
Doch das reicht bisher nicht. Somit muss die Landeshauptstadt Potsdam 
zukünftig weitreichendere Maßnahmen ergreifen und sich in allen Aufga-
benbereichen stärker um Einsparungen bemühen.  
In Zeiten knapper Kassen und in Anbetracht der überall angespannten finan- 
ziellen Situation müssen im diesjährigen Bürgerhaushalt Vorschläge zu Ein-
sparungen größeres Gehör finden. Es gilt, Prioritäten zu setzen und die ver- 
bleibenden Gelder innerhalb der bestehenden Budgets zu verschieben. 
Das ist insbesondere notwendig, da zusätzliche Aufgaben nur noch mit 
weiteren Schulden bezahlbar wären.
Auch hier gilt: Ihre Ideen sind gefragt! Um Ihnen den Einstieg zu erleichtern 
und der Diskussion eine Grundlage zu bieten, finden Sie folgend einige 
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Beispiele des Haushaltssicherungskonzepts bis 2014:
>   Weiterführung und Ausweitung von Maßnahmen zur kommunalen 
     Haushaltssicherung in allen Bereichen der Verwaltung
>   Optimierungsprozesse zur Reduzierung von Betriebs- u. Nebenkosten    
     und Stabilisierung der Personalkosten in allen Bereichen d. Verwaltung
>   Entlastungen aus „verbundenen Unternehmen“ (bspw. Deckelung 
     bei zuschussabhängigen Beteiligungen wie Kultur-GmbHs oder ÖPNV; 
     Entlastungsbeiträge bei nicht zuschussabhängigen Beteiligungen)
>   Erhöhung der Erträge aus Säumniszuschlägen
>   Steigerung des Gruppenunterrichts in der Musikschule
>   Einwerbung von Landesförderung für kommunale Museen
>   Steigerung des Gebührenaufkommens aus der Parkraumbewirt- 
     schaftung und Erhöhung der Erträge des Standesamts
>   Aufgabenbündelung zwischen den Fachbereichen Stadtplanung/Bau-
     ordnung und Stadterneuerung/Denkmalpflege

Sparvorschläge aus dem Bürgerhaushalt 2011 
>   Erhöhung der Hundesteuer - Der Vorschlag wurde nicht befürwortet,
     jedoch wird die Durchführung einer „Hundebestandsaufnahme“ für    
     2011 geplant, um den langfristigen Umfang dieser Steuererträge zu 
     ermitteln.
>   Einführung einer Touristenabgabe - Dieser Vorschlag wurde aufgrund
     nicht vorhandener gesetzlicher Voraussetzungen nicht befürwortet. 
     Es besteht jedoch trotzdem die Möglichkeit einer mittelfristigen Prüfung   
     hinsichtlich der Einführung einer „Kulturförderabgabe“ / „Bettensteuer“.
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dungen erfolgen vereinfacht. Im Sinne der Verständlichkeit wurden 
dazu unter anderem Zusammenfassungen in Anlehnung an den Haus-
haltsplan-Entwurf 2011 (Stand 26.1.2011 - Einbringung in Stadtver-
ordnetenversammlung) vorgenommen. 

Redaktionsschluss: 15. März 2011

Bildnachweise: 
Für die freundliche Überlassung der Fotos bedanken wir uns bei:  
M. Lüder (Foto Bahnhof Inhalt und Rückseite, Kulturhaus Babelsberg 
S. 4), F. Daenzer (S. 3, 15, 29), Agentur Kontur (Hbf. S. 4), U. Böttcher 
(S. 9, Potsdam Museum S.19), Verein SG Segeln (S.16), Architektur-
büro (S. 17), Musikschule JSBach (S.18, 20), Naturkundemuseum 
Potsdam (S.19), Bürgerhaus am Schlaatz (S. 21), H. Kreft (S. 26), U. 
Schulze (S. 27), Wirtschaftsförderung (S. 28), Montessorieschule (So-
laranlage S. 28), Fachbereich Grün- und Verkehrsflächen (S. 25, 32, 
33), Kommunaler Immobilien Service (S. 31).
Wir haben uns bemüht, für alle verwendeten Bilder die Erlaubnis zur 
Veröffentlichung einzuholen. Leider konnten wir nicht für alle Bilder ei-
nen Rechteinhaber ermitteln. Sollten wir Bilder verwendet haben, bei 
denen nachweislich Ihre Urheberrechte verletzt werden, bitten wir Sie, 
sich mit uns in Verbindung zu setzen.

www.potsdam.de/buergerhaushalt



Information und Vorschlagssammlung
> 7. April bis 29. Mai 2011

Bürgerversammlungen
> 10. bis 18. Mai 2011, Beginn je 18 Uhr 
„Büro Bürgerhaushalt“ in den Potsdamer Bahnhofspassagen

Priorisierung der Vorschläge
> 30. Mai bis 5. Juni 2011

Votierung der Vorschläge
> 22. August bis 9. Oktober 2011

Abschlussveranstaltung
> 20. Oktober 2011

Übergabe der „Top 20 - Liste der Bürgerinnen und Bürger“ 
an die Stadtverordnetenversammlung
> 2. November 2011

Büro Bürgerhaushalt   s

vom 11. April bis 4. Juni 2011 
Bahnhofspassagen Potsdam

Im „Büro Bürgerhaushalt“ stehen Informationen rund um den Bür-
gerhaushalt zur Verfügung. Außerdem können dort Anregungen  
persönlich eingereicht werden. Daneben finden hier die thema-
tischen Bürgerversammlungen statt: Beginn ist jeweils 18 Uhr.

> Dienstag, 10. Mai 2011 - mit Elona Müller-Preinesberger
    Beigeordnete für Soziales, Jugend, Gesundheit, Ordnung u. Umwelt

> Mittwoch, 11. Mai 2011 - mit Peter Schüler 
    Vorsitzender der Stadtverordnetenversammlung 

> Donnerstag, 12. Mai 2011 - mit Dr. Iris Jana Magdowski
    Beigeordnete für Bildung, Kultur und Sport

> Montag, 16. Mai 2011 - mit Andreas Goetzmann
    Fachbereichsleiter Stadtplanung und Bauordnung

> Dienstag, 17. Mai 2011 - mit Burkhard Exner
    Bürgermeister und Beigeordneter für Zentrale Steuerung und Service

> Mittwoch, 18. Mai 2011 - mit Jann Jakobs 
    Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam www.potsdam.de/buergerhaushalt


